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Die Wahlen

Wahlen sind eine Technik, Personen für ein bestimm-

tes Amt auszuwählen bzw. Gremien zu besetzen. 

Demnach finden Wahlen in allen politischen Systemen 

statt, auch wenn sie keine Demokratien sind. Das Vor-

handensein von Wahlen gibt daher noch keinen Hin-

weis darauf, ob ein Staat demokratisch regiert wird 

oder nicht. 

Prinzipien des Wahlrechts 

Erst wenn Wahlen bestimmte Bedingungen erfüllen, 

sind sie ein wichtiges Merkmal von Demokratie. Diese 

Grundsätze sind in Österreich im Bundes-

Verfassungsgesetz festgelegt und lauten: allgemein, 

gleich, unmittelbar, persönlich, frei und geheim. 

Aufgrund des allgemeinen Wahlrechts haben alle 

österreichischen Staatsbürgerinnen und Staatsbürger 

das Recht zu wählen und gewählt zu werden. Dieses 

Wahlrecht gilt unabhängig von Geschlecht,  Besitz, 

Bildung oder Religionszugehörigkeit. Einziger Aus-

schlussgrund vom Wahlrecht ist eine Verurteilung vor 

Gericht. Das gleiche Wahlrecht garantiert jeder Stim-

me den gleichen Einfluss auf das Wahlergebnis. Nie-

mand darf also mehr wie eine Stimme abgeben, weil 

er z.B. über ein höheres Einkommen verfügt oder ei-

nen bestimmten Beruf ausübt. Durch das unmittelba-

re Wahlrecht werden in Österreich alle Abgeordneten 

direkt gewählt und nicht – wie etwa in den USA üblich 

– über den Umweg von Wahlmännern. Das persönli-

che Wahlrecht verhindert, dass andere Personen 

stellvertretend die Stimme für einen abgeben. Daher 

ist es erforderlich persönlich vor der Wahlbehörde zu 

erscheinen, mit einem Ausweis zu beweisen, wer man 

ist und selbst die Stimme in die Urne zu werfen. Bei 

der Briefwahl muss man extra unterschreiben, dass 

die Stimme persönlich, unbeobachtet und unbeein-

flusst abgegeben hat. Tut man das nicht, ist der 

Stimmzettel ungültig und darf nicht mitgezählt wer-

den. Das geheime Wahlrecht soll dafür sorgen, dass 

niemand bei der Stimmabgabe beeinflusst werden 

kann. Daher darf niemand bei der Wahl beobachtet 

werden oder gezwungen werden, seine Entscheidung 

bekannt zu geben. Dieser Grundsatz unterstützt daher 

eigentlich das freie Wahlrecht, aufgrund dessen kein 

Zwang oder Druck auf Wählerinnen und Wähler aus-

geübt werden darf. Daher muss man üblicherweise 

alleine in der Wahlzelle seinen Stimmzettel ausfüllen 

und ihn gefaltet oder in einem Kuvert in die Urne wer-

fen.  

Darüber hinaus hat sich Österreich für ein Verhältnis-

wahlrecht entschieden. Dies bedeutet, dass die Man-

date in einem Parlament im Verhältnis zu den für sie 

abgegebenen Stimmen verteilt werden. Erreicht also 

eine Partei 40 Prozent der abgegebenen Stimmen, so 

erhalten sie auch 40 Prozent der Sitze im Nationalrat 

oder Landtag. 

Aktives und passives Wahlrecht 

Durch Wahlen kann das Volk in einer Demokratie in 

der Politik mitbestimmen. Bei einer Wahl wird abge-

stimmt, welche Parteien und Personen damit beauf-

tragt werden sollen, die Politik in Österreich zu gestal-

ten. 

Unter aktivem Wahlrecht versteht man die Erlaubnis 

wählen zu dürfen. In Österreich ist man mit 16 Jahren 

wahlberechtigt und darf somit an Wahlen teilnehmen. 

Bei Gemeinderatswahlen und Wahlen für das Europäi-

sche Parlament sind auch Bürgerinnen und Bürger 

wahlberechtigt, die aus anderen EU-Ländern kommen 

und bei uns einen festen Wohnsitz haben. 

Unter passivem Wahlrecht versteht man die Erlaub-

nis, sich als Kandidatin oder Kandidat für eine Wahl 
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Direkt 

vom 

Volk 

gewählt 

aufstellen zu lassen. Ab dem 18. Lebensjahr darf man 

in Österreich, unter der Voraussetzung aktiv in einer 

Partei tätig zu sein oder genügend Unterstützungsun-

terschriften vorweisen zu können, für ein Amt kandie-

ren und somit auch gewählt werden. Die einzige Aus-

nahme gilt für Kandidaten bei der Bundespräsiden-

tenwahl. Hier muss man mindestens 35 Jahre alt sein. 

Wer wird gewählt? 

Folgende Ämter oder Gremien werden bei uns in re-

gelmäßigen Abständen durch Wahlen besetzt: 

 Bundespräsidentin oder  

Bundespräsident alle sechs Jahre 

 EU-Parlament alle fünf Jahre 

 Nationalrat alle fünf Jahre 

 Landtag in Kärnten alle fünf Jahre 

 Gemeinderat in Kärnten alle sechs Jahre 

 Bürgermeisterinnen und Bürgermeister 

 in Kärnten alle sechs Jahre 

 

Wie wird gewählt? 

Vor jeder Wahl bekommen alle Wahlberechtigten per 

Post eine amtliche Wahlinformation zugeschickt. 

Durch sie wird jeder einzelnen Bürgerin und jedem 

einzelnen Bürger mitgeteilt, wo und in welchem Wahl-

lokal sie oder er wählen kann. Am Tag der Wahl begibt 

man sich ins jeweilige Wahllokal, wo die Mitglieder 

der Wahlkommission sitzen. Ihnen muss man einen 

Ausweis vorlegen und dann wird man auf einer Na-

mensliste durchgestrichen und bekommt den Stimm-

zettel. So wird gewährleistet, dass jede Bürgerin oder 

jeder Bürger nur einmal Wählen darf und nicht meh-

rere Stimmen abgeben kann. Mit dem Stimmzettel 

geht man dann in die Wahlkabine, um ihn auszufüllen. 

Durch die Wahlkabine kann niemand zusehen und 

dadurch bleibt die Wahl geheim. Zur Wahrung der 

geheimen Wahl ist es auch nicht erlaubt, außerhalb 

der Wahlkabine den Wahlzettel auszufüllen. Den aus-

gefüllten Stimmzettel wirft man in die Wahlurne.  

Ist jemand zum Zeitpunkt der Wahl nicht zu Hause, 

besteht die Möglichkeit der Briefwahl. Das bedeutet, 

man kann seinen ausgefüllten Stimmzettel auch per 

Post an die Wahlbehörden versenden. Die dazu benö-

tigte Wahlkarte muss allerdings rechtzeitig beantragt 

werden. Dies erfolgt bei der Gemeinde, in der man 

seinen Hauptwohnsitz hat. 

Wie wird eine Wahl ausgewertet? 

Wenn die Wahl vorbei ist, erfolgt eine Zählung aller 

Stimmen. Das kann einige Zeit dauern. Es gibt für jede 

Wahl ein genau festgelegtes Verfahren für die Verga-

be von Mandaten. Allgemein gilt, dass die Partei desto 

mehr Stimmen sie bekommen hat umso mehr Manda-

te, also Sitze, bekommt sie. Eine Partei, muss jedoch 

einen bestimmten Prozentsatz an Stimmen erreichen 

um überhaupt eine Anspruch auf ein Mandat zu ha-

ben. In Kärnten sind dies z.B. bei der Landtagswahl 

mindestens 5 Prozent. 

Diese Bestimmungen sind für jede Wahl in einem ei-

genen Gesetz, der Wahlordnung, geregelt. Für die 

Nationalratswahl ist dies z.B. die Nationalratswahl-

ordnung, für die Landtagswahl in Kärnten die Land-

tagswahlordnung, bei den Wahlen in der Gemeinde 

oder für den Bürgermeister die Kärntner Gemeinde-

rats- und Bürgermeisterwahlordnung.  

Bei einer Landtagswahl zum Beispiel wird Kärnten in 

vier Wahlkreise eingeteilt. Der Wahlkreis 1 umfasst 

die Bezirke Klagenfurt Stadt und Klagenfurt Land. Der 

Wahlkreis 2 heißt Kärnten Ost und besteht aus den 

Bezirken St. Veit an der Glan, Völkermarkt und Wolfs-

berg. Der Wahlkreis 3 besteht aus den Bezirken Villach 

Stadt und Villach Land. Im Wahlkreis 4, Kärnten West, 

sind schließlich noch die Bezirke Feldkirchen, Herma-

gor und Spittal an der Drau zusammengefasst.  
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Die Ergebnisse der Volkszählung bestimmen, wieviel 

Mandate in einem Wahlkreis vergeben werden kön-

nen. Der Begriff Mandat bedeutet „Abgeordnetensitz“ 
und wer ein Mandat besitzt, ist berechtigt, an den 

Sitzungen des Landtags teilzunehmen und dort etwas 

Konkretes auszuverhandeln bzw. abzustimmen. Der 

Grundsatz der Verhältniswahl gilt auch für die Land- 

 

tagswahl. Wenn also in einem Wahlkreis eine Partei 

entsprechend oft gewählt wird, kommen demgemäß 

so viele Personen aus dieser Partei als Vertreter in den 

Landtag. Jedenfalls aber muss eine Partei mindesten 

fünf Prozent der Stimmen erreichen, um Mandate im 

Landtag zu erhalten. 

 

 

 

Internetquelle: www.demokratiewebstatt.at                                                                                                                            

(Auf dieser Internetseite sind auch weitere interessante politische Themen zu finden.) 

 

 

 

Autorin : Kathrin Stainer-Hämmerle, Fachhochschule Kärnten 

  Katja Rothleitner, Fachhochschule Kärnten 

 

Damit der Text gut verständlich ist, wurde für alle Funktionsbezeichnungen die männliche Form gewählt. Das entspricht mehr-

heitlich der aktuellen Situation. In einer Demokratie sollte es jedoch Ziel sein, dass in allen Positionen sowohl Männer als auch 

Frauen sowie Personen aller Altersgruppen vertreten sind. 
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Anfänge der Parteien in Kärnten von 1945-1999 
 

Anfänge der Parteien in Kärnten 

Der folgende Text ist großteils eine Zusammenfassung 

der Textes „Die Macht der politische  Parteie “ von 

Knut Lehmann-Hor , der i  Bu h „Geschichte der 

österreichische  Bu deslä der seit 19 . Kär te “ 
erschienen ist. Die Zusammenfassung gibt einen 

Überblick über den Werdegang der Parteien und der 

politischen Landschaft/Kräfte in Kärnten nach dem 

Zweiten Weltkrieg bis 1998.  

Politische Prinzipien in Kärnten  

In Kärnten ist das Prinzip der Konkordanzpolitik vorzu-

finden. Das heißt, dass möglichst alle politischen Ak-

teure in den Prozess der Entscheidungsfindung mit-

einbezogen werden. Bei Entscheidungen werden 

Kompromisse angestrebt. Einigungen werden ab-

wechselnd zu Gunsten der einen oder anderen Seite 

gefunden. Aufgaben werden auf die verschiedenen 

Parteien verteilt. Zudem gelten die Regeln des Pro-

porzes. Proportio kommt aus dem Lateinischen und 

edeutet „Verhält is“. Es geht u  das Verhält is der 

Angehörigen einer Partei und der Zahl der Vertreter in 

einem Entscheidungsgremium. Es bezeichnet also die 

anteilsmäßige Beteiligung von den verschiedenen 

Parteien an Gremien, Regierungen und Ämtern. Eine 

starke Partei hat unter diesen Bedingungen mehr 

Macht und Einfluss als die schwächeren Parteien. 

 

Die Kärntner SPÖ als führende politische Kraft 

der „Aufbau“-Jahre unter Ferdinand Wedenig 

(1945-1965) 

Als die Sozialistische Partei Österreichs am 14. April 

1945 in Wien unter dem Vorsitz von Karl Renner neu 

gegründet wurde, trug sie noch einen Namenszusatz 

„Re olutio äre Sozialiste  u d Sozialde okrate “. 
Die Partei entwickelte sich von einer Partei der Lohn-

arbeiter zu einer Partei aller Arbeitenden und doku-

mentierte Aufgeschlossenheit gegenüber der katholi-

schen Kirche. Als Grundlage der Statuten der Landes-

organisation fungierte das allgemeine Parteistatut der 

SPÖ. Das Kärntner Landesstatut gliedert die Partei in 

Bezirks- und Ortsorganisationen auf.  

Jede Bezirksorganisation muss durch ein Mitglied im 

Landesvorstand vertreten sein. 

Die Programmentwicklung der SPÖ ist im Gegensatz 

zu den anderen Parteien Kärntens gut dokumentiert. 

Das Programm von 1948 beinhaltet Themen des Wie-

deraufbaus. Das Arbeitsprogramm von 1953 verweist 

auf erreichte Aufbauleistungen und konzentriert sich 

auf die Forderu g „Kär te  als das är ste Bu desla d 
aus sei er Ar ut herauszuhe e “. Ko krete )iele 
waren u.a. die Vollbeschäftigung durch erhöhte öf-

fentliche Investitionen, die Hebung der Kaufkraft zur 

Belebung der Wirtschaft, die Förderung des sozialen 

Wohnungsbaues und der Bildung sowie die bessere 

Stromversorgung in Bergdörfern und die verbesserte 

Verkehrsinfrastruktur zu diesen, um die von der Land-

flucht bedrohte Landwirtschaft zu sichern. 

Ein eindeutiger Schwerpunkt zeichnete sich erst im 

Programm von 1956 ab. Eine Verbesserung der wirt-

schaftlichen Bedingungen in Kärnten wurde als primä-

res Ziel angestrebt, um dann die anderen Bereiche 

erfolgreich angehen zu können. Durch dieses Nach-

holprogramm und dem damit verbundenen 300-

Millionen-Schilling-Etat (Budget) konnte eine Investi-

tion im Umfang von einer Milliarde Schilling erzielt 

werden. Durch die wirtschaftlichen Vorteile sollte 

auch das soziale Gefälle in Kärnten gemildert werden. 
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Das war besonders in Südkärnten notwendig. Es war 

infolge der politischen Unsicherheit im ersten Nach-

kriegsjahrzehnt wirtschaftlich benachteiligt. 

Das Arbeitsprogramm von 1960 setzte keine wesentli-

chen neuen Schwerpunkte, sondern verfolgte das 

konsequente Weitergehen des eingeschlagenen Weg-

es. Auf die Förderung des Fremdenverkehrs, der 

Bergbauern und der Dauerarbeitsplätze wurde jedoch 

vermehrt geachtet. 

Die a hfolge de  Progra e si d „Wahlprogram-

e“. 1965 sta d es u ter de  Motto: „Alles für Kärn-

te “. )ur eitere  S haffu g o  Ar eitsplätze  sollte 
die Industrieansiedlung erleichtert werden. Kraftwer-

ke der KELAG, das Malta-Kraftwerk und eine Kärntner 

Hochschule für Wirtschaftswissenschaften und Spra-

chen sollten errichtet werden. Umweltthemen nahm 

man ebenso in den Wahlkampf auf. Das Wahlpro-

gramm von 1970 betonte neben den zuletzt formu-

lierten Zielen die nachhaltige Förderung aller verfüg-

baren Wirtschaftszweige. Das Wahlprogramm 1975 

e a te 99 )iel orstellu ge  für de  „Neue  Kär t-

ner-Weg“ u ter de  Prä isse : ehr Mit era t or-

tung und Mitspracherecht für alle, Chancengleichheit 

für alle Begabungen, Vollbeschäftigung durch kontrol-

liertes Wachstum und soziale Sicherheit in einer ge-

sunden Umwelt. 

Das Wahlprogramm 1979 - etitelt it „Der Kär t er 
Weg“ – widerspiegelte das Bild eines selbstbewuss-

ten, modernen und wohlhabenden Kärntens und dies 

Dank der Leistungen der SPÖ. Die Partei zählte mitt-

lerweile 50.000 Mitglieder und repräsentierte inzwi-

schen alle Schichten der Bevölkerung. 

Es war vornehmlich ein Werk von Ferdinand Wedenig 

(1945-1965), dass die Partei eine führende Stellung 

einnahm. Wedenig war bereits vor dem Ersten Welt-

krieg Mitglied der Arbeiterbewegung. Vom Stände-

staat zur Kerkerhaft verurteilt und als Mitglied der 

Revolutionären Sozialisten in der Illegalität verfolgt, 

wurde er nach dem 20. Juli 1944 wie viele andere 

Parteigenossen im KZ-Dachau interniert. Sofort nach 

seiner Rückkehr Anfang 1945 wurde Wedenig zum 

Landesrat der provisorischen Landesregierung und 

zum Landesparteisekretär der bereits geschlossen 

tätigen SPÖ berufen. Als er am 20. Oktober 1945 zum 

Landesvertrauensmann gewählt wurde, bestand die 

Partei bereits aus 12.000 Mitgliedern. Bezirksorgani-

sationen und zahlreiche Lokalorganisationen waren 

bereits installiert. Innerhalb von nur fünf Monaten ist 

die Partei nach dem Kriegsende trotz schwieriger Be-

dingungen sehr stark geworden. Es bestand zum Bei-

spiel noch das Verbot, Versammlungen abzuhalten 

und Organisationen zu gründen. Die öffentliche Ver-

kehrsinfrastruktur und das Kommunikationswesen 

waren zudem auch noch nicht intakt. Wedenig war ein 

guter Organisator. Er hatte in allen politischen Bezir-

ken Parteivertretungen installiert und somit die Vo-

raussetzung für die Gründung vieler Lokalorganisatio-

nen geschaffen.  

Bei den Landtagswahlen am 25. November 1945 ge-

wann die SPÖ eindeutig mit 48,8 % der Stimmen, er-

hielt also 18 der 36 Landtagsmandate. Die SPÖ wurde 

zur führenden Kraft in Kärnten. Bei den Nationalrats- 

und Landtagswahlen vom 9. Oktober 1949 erzielte die 

SPÖ 40,7 bzw. 40,8 % der Stimmen. Es war ein uner-

warteter Rückgang von 8 %. Davon profitierte haupt-

sächlich der neu angetretene Wahlverband der Unab-

hängigen (WdU) (siehe weiter unten), dessen Wähler, 

vorwiegend ehemalige Mitglieder der NSDAP, bei den 

Wahlen von 1945 noch nicht wählen durften. Erst bei 

der Wahl vom 22. Februar 1953 erhielt die SPÖ mit 

48,1 % der Stimmen wieder annähernd gleiche Ergeb-

nisse wie 1945. Gegenüber den Nationalsozialisten 

hatte die SPÖ von Anfang an großes Entgegenkom-

men gezeigt. Bereits 1945 wurde beispielsweise be-

reits eine zweifache Art der Mitgliedschaft eingeführt, 

eine ausübende und eine unterstützende, um ehema-

lige NS-Mitglieder, die als unbelastet eingestuft wa-

ren, integrieren zu können. Da die Kärntner ÖVP hier 
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kein Entgegenkommen zeigte, gewann die SPÖ poten-

tielle ÖVP-Anhänger. Ein zusätzliches Klientel entstand 

durch die Akademiker und durch Teile der höheren 

Beamtenschaft. Die Gewinnung vieler NS-Mitglieder 

war eine der Ursachen für den Erfolg der SPÖ in Kärn-

ten. Die SPÖ widmete sich vornehmlich dem öffentli-

chen Dienst, wie Landesverwaltung, Landeskranken-

häuser und Schulwesen. Die Gruppe der Beamten-

schaft, die immer größer wurde, gehörte weiterhin zu 

den Wählern der SPÖ. 

Durch ihre starke Präsenz auf dem Land konnte die 

SPÖ auch bei Gemeinderatswahlen beachtlichen Er-

folg verzeichnen. Im Jahre 1950 erreichte sie in den 

Gemeinden ohne Klagenfurt und Villach bereits       

43,3 %. Die Bauernschaft gehörte ebenfalls traditio-

nell zu dem Wählerkreis der SPÖ, da die Landwirte auf 

zusätzliche Einkünfte durch unselbständige Arbeit 

angewiesen waren. Durch einen hohen Industrie- und 

Gewerbeanteil war die SPÖ zusätzlich begünstigt. All 

dies wirkte sich positiv auf die Mitgliederzahlen aus: 

Ende 1945 waren es 12.000, Ende 1960 bereits 

40.000. In der SPÖ wurde sehr viel Wert auf die Mit-

gliederschulung gelegt. Große Unterstützung erhielt 

die Partei auch durch die Kärntner Arbeiterkammer. 

Die Volkshochschule nahm als Domäne der SPÖ auch 

wieder ihre Kurs- und Vortragstätigkeiten auf und 

schulte schon im Herbst 1946 2.000 Betriebsräte und 

Vertrauensmänner des Österreichischen Gewerk-

schaftsbundes ÖGB. 

Frühzeitig hatte Wedenig die Bedeutung des Schulwe-

sens für seine Partei erkannt und genutzt. Er legte 

großen Wert auf die Besetzung der Schulleitungen mit 

sozialistischen Lehrern. Der für die AHS-

Bundesschulen zuständige amtsführende Präsident 

des Landesschulrates wurde ebenfalls mit einem 

Fachmann der SPÖ besetzt. 

Die Hochburg der Kärntner SPÖ lag in Villach. Ein Ver-

gleich der Wahlergebnisse zwischen Villach und Kla-

genfurt weist deutlich die Überlegenheit in der Eisen-

bahnerstadt Villach mit einem Vorsprung von ca. 7 % 

im Durchschnitt auf. Villach zählt bis heute die meis-

ten SPÖ-Mitglieder. 

In der Zeit von 1953 bis 1970 stellte die SPÖ mit vier 

von sieben Regierungsmitgliedern die Mehrheit in der 

Landesregierung und hatte somit die unangefochtene 

Führung in Kärnten inne. 

Bei den Landtagswahlen von 1960 erhielt die SPÖ 

50,5 % der Stimmen. Dieser große Wahlerfolg der SPÖ 

konnte nur noch in Wien erreicht werden. Die Mit-

gliederzahl der SPÖ lag 1965 bei fast 40.000. 

1965 zog sich Wedenig aus der Politik zurück. Hans 

Sima wurde 1965 zum Landeshauptmann gewählt. 

Landesparteisekretär wurde Leopold Wagner. Beide 

sahen ihre Partei zunächst wie damals auch Wedenig 

als „I teresse s ertretu g der Werktätige  i  Stadt 
u d La d“. Wag er plädierte da  aber für eine ande-

re Linie der SPÖ. Er lehnte einen Zusammenhang von 

Wahlentscheidung und Berufsstand ab. Er wies hierbei 

auf die große Zahl von Akademikern und von Beamten 

in der Partei hin (37 %). Er wollte keine unrealistischen 

Versprechen geben, die dann die Wähler unzufrieden 

stimmten. Unter dem Führungsduo Sima/Wagner 

entwickelte die Partei eine große Dynamik. Es wurden 

im Jahre 1967 und 1968 7.000 Diskussionsveranstal-

tungen durchgeführt, 1970 waren es 7.700 Veranstal-

tungen. Es wurde eine Mitgliederzahl von 44.000 er-

reicht. Die Kärntner SPÖ gewann bei den optimal vor-

bereiteten Landtagswahlen vom 22. Februar 1970 mit 

53,1 % der Stimmen die absolute Mehrheit. Auch auf 

Bundesebene gewann die SPÖ bei den Nationalrats-

wahlen von 1970 zum ersten Mal die einfache Mehr-

heit und von 1971 bis 1983 die absolute Mehrheit. Die 

absolute Mehrheit der SPÖ in der Bundesregierung 

und in Kärnten ermöglichte in Bezug auf die Ortstafel-

frage den Alleingang von Sima und Bundeskanzler 

Bruno Kreisky.  
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Durch die rigorose Zusammenlegung der 203 Kärntner 

Gemeinden auf nur noch 121 erlitt die SPÖ große Ver-

luste bei den Gemeinderatswahlen. Sima wurde auto-

ritärer Führungsstil vorgeworfen. Er wurde als Lan-

desvertrauensmann abgewählt. Es wurde der Verlust 

der absoluten Mehrheit befürchtet. 1974 wurde Leo-

pold Wagner zum Landeshauptmann und Erwin Früh-

bauer zum Landeshauptmannstellvertreter. Die Ver-

luste waren dank der Führungsqualitäten von Wagner 

nur gering. Bei den Landtagswahlen 1975, 1979 und 

1984 schnitt die SPÖ mit Ergebnissen von über 50 % 

ab. Die erneuten Erfolge bis 1983 wurden durch das 

Progra  „Österrei his her Weg“ o  Bu deska zler 
Kreisky mit Vollzeitbeschäftigung trotz Ölkrise und 

durch die Erweiterung der Arbeitnehmerrechte und 

die Demokratisierung von Staat und Gesellschaft un-

terstützt. Frühbauer hatte sehr gute Verbindungen 

nach Wien. Die Ziele waren in allen Wirtschafts- und 

Sozialbereichen sowie in der Schul- und Bildungspoli-

tik unter Wagner und Frühbauer klar definiert. Der 

dynamische Aufbau der Partei wurde vorangetrieben. 

Die Mitgliederzahl wuchs bis 1980 auf 51.262 Mitglie-

der. Die Anzahl der 68 SPÖ-Bürgermeister von insge-

samt 121 beweist ebenfalls die Stärke der Partei, so 

auch die 42.000 Mitglieder des Sportvereins ASKÖ. 

Unter Wagner konnte die Partei auch eine Verände-

rung der Altersstruktur der Parteimitglieder erleben. 

Im Jahre 1984 waren 31 % der Mitglieder jünger als 35 

Jahre. 1984 erreichte die Partei den höchsten Mitglie-

derstand von 52.606 und war danach leicht rückläufig. 

Die breit gestreuten Aktivitäten der FPÖ unter Jörg 

Haider waren sicherlich ein Grund hierfür. 1987 wurde 

auf Wagner ein Attentat ausgeübt. Er überlebte den 

Angriff schwer verletzt. Der Attentäter fühlte sich bei 

der Postenbesetzung zur Schulleitung übergangen und 

verlor die Kontrolle. Das immense Pro le  der „Par-

tei u h irts haft“ urde offe si htli h. 

 

 

Die SPÖ und der Haider-Effekt 

Der vorzeitige Rücktritt Leopold Wagners und die 

Wahl des weniger charismatischen Peter Ambrozy im 

Herbst 1988 bedeutete in Hinblick auf die Landtags-

wahlen am 12. März 1989 eine große Herausforde-

rung für die SPÖ. Ihr aussichtsreicher Gegenspieler 

Jörg Haider von der FPÖ thematisierte geschickt kriti-

sche Themen wie Parteibuchwirtschaft und die ge-

scheiterte Sanierung des Zellstoffwerks St. Magdalens 

unter Wagner. Die SPÖ (45,95 %, d.h. ein Minus von 

5,6 %punkte) und die ÖVP (21 %, Minus von 7,3 

%punkte) mussten große Verluste hinnehmen. Die 

FPÖ verzeichnete eine Steigerung von 16 auf 29 % bei 

dieser Wahl. Am stärksten waren die SPÖ-Verluste in 

den Städten und bei den Angestellten. Mit 17 Manda-

ten hielt die SPÖ als stärkste Partei jedoch vier Regie-

rungssitze. Somit blieb ihnen die Mehrheit für die 

Referatseinteilung erhalten. Haider gelang es, nach 

vielem Hin und Her zum Landeshauptmann gewählt zu 

werden.  

Aufgrund des Wahlverlustes der SPÖ ergab sich eine 

Perso aldiskussio  u  Peter A rozy u d die „alte“ 
Garde in der Partei, der Landesregierung, der kom-

munalen und gewerkschaftlichen Führung. Gleichzei-

tig kam es innerhalb der Partei zu Reformdiskussio-

nen. Nachdem Jörg Haider als Landeshauptmann im 

Juni 1991 wieder abgewählt wurde, wurde Christof 

Zernatto Landeshauptmann der kleinsten Landtags-

partei ÖVP. Das war der Preis, der von der SPÖ zu 

zahlen war, um den Sturz von Haider zu erreichen. 

Die Landtagswahl vom 13. März 1994 erwies sich als 

weiterer Verlust. Das Ergebnis von 37,4 % (minus 8,6 

%punkte) reduzierte den Vorsprung gegenüber der 

FPÖ auf 4,1 %. Die SPÖ erhielt nur noch drei Regie-

rungssitze. Somit verlor die SPÖ das Referatsvertei-

lungsprivileg. Die SPÖ koalierte weiterhin mit der ÖVP 

und unterstützte Landeshauptmann Zernatto. 
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Am 6. Mai 1995 hielt die SPÖ ihren Landesparteitag 

ab, - genau 50 Jahre nach der Zusammenkunft der 

Vertreter der Parteien in Klagenfurt zur Bildung einer 

provisorischen Regierung. Die Leistungen der zur Mit-

telpartei geschrumpften SPÖ wurden in Erinnerung 

gerufen. 50 Jahre hatte sie das Land geführt und ge-

prägt. Jörg Haider stand im Mittelpunkt heftiger Kritik, 

da er als politischer Gegner in der Landespolitik ange-

sehen wurde. Durch ihn hatte der Umbruch im Partei-

ensystem begonnen. Es wurde dazu aufgerufen, die 

Demokratie zu stärken, sich um gerechte Einkommen, 

sichere Arbeitsplätze, Jugendarbeit und Umweltpolitik 

zu kümmern. Die SPÖ hatte nach dem Ende des Zwei-

ten Weltkriegs die Chancen für einen Neubeginn er-

folgreich zu nutzen gewusst. Sie waren zur bestim-

menden Kraft im Lande geworden. 

Die Gründung der ÖVP in Kärnten 

Die Österreichische Volkspartei wurde am 17. April 

1945 in Wien gegründet. Zu dieser Zeit stand Kärnten 

noch unter NS-Herrschaft. Die Partei bekannte sich 

zur christlich-abendländischer Kulturauffassung, Soli-

darismus und Föderalismus und orientierte sich hier-

ei a  de  „progra atis he  Leitsätze “ o  Ju i 
19  u d de  Gru dsatzprogra  „Alles für Öster-

rei h“. Sie stre te ei  Österrei h a , das „frei, selb-

stä dig, de okratisch u d sozial“ sein sollte. Die 

christliche Soziallehre, den Konservatismus und den 

Liberalismus sollten dabei vereint werden. Die Wirt-

schaftsdynamik sollte durch das Leistungsprinzip vo-

rangetrieben werden. Durch den Rückzug von Kirche 

und Klerus bekannte sie sich zur Gewissens- und Reli-

gionsfreiheit. Dennoch strebte die ÖVP ein Konkordat1 

mit der katholischen Kirche an und förderte den Reli-

gionsunterricht, die Kirchensteuer etc. Der Name Ös-

                                                           
1
 Völkerrechtliche Vereinbarung zwischen der katholi-

schen Kirche und einem Staat über beiderseitig inte-

ressierende Fragen, (Konkordat: WWW im URL: 

http://www.aeiou.at/aeiou.encyclop.k/k629588.htm, 

28.7.2015 

terreichische Volkspartei sollte die Offenheit gegen-

über allen Gruppen der Bevölkerung signalisieren. Im 

Unterschied zur Vorgängerpartei, der Christlichsozia-

len Partei (CS), bekannte sich die Volkspartei zur par-

lamentarischen Demokratie und zur österreichischen 

Nation. 

Die ÖVP-Teilorganisationen 

Die Österreichische Volkspartei teilt sich in Kärnten 

von Beginn an in drei Teilorganisationen bzw. Bünde 

auf. Der Kärntner Bauernbund KBB sowie der Öster-

reichische Arbeiter- und Angestelltenbund ÖAAB 

(heute Österreichischer Arbeitnehmerinnen- und Ar-

beitnehmerbund) wurden im Jahre 1945 neu gegrün-

det. Seit 1947 war in den ÖAAB der Österreichische 

Lehrerbund (ÖLB) als praktisch selbständige Interes-

sensvertretung der Lehrerschaft eingebunden. Er war 

maßgeblich an dem Aufbau des Schulwesens in Kärn-

ten beteiligt. Die dritte Teilorganisation der ÖVP war 

auf der Landesebene auch der Österreichische Wirt-

schaftsbund (ÖWB). Er gilt als die führende Interes-

sensvertretung der Wirtschaftstreibenden. Der Wirt-

schaftsbund betonte seine Eigenständigkeit innerhalb 

der Partei. Durch seine finanzielle Stärke verfügte er 

über einen großen Einfluss auf die Volkspartei. Seit 

den 1970er Jahren verzeichnete die ÖAAB Kärnten die 

höchste Mitgliederzahl innerhalb der ÖVP und nicht 

mehr der KBB.  

In den 1960er Jahren wurden vom ÖAAB ein Frauen-

referat und eine Arbeitersektion geschaffen. Es sollten 

die Anliegen vom Landarbeiter bis zum Schuldirektor 

berücksichtigt werden. Auch die Sektion Öffentlicher 

Dienst wurde sehr gefördert. Die Teilorganisationen 

Österreichische Frauenbewegung (ÖFB), die Österrei-

chische Jugendbewegung/Junge ÖVP Kärnten und der 

Österreichische Seniorenbund (ÖSB) wurden im Jahre 

1972 den Bünden gleichgestellt. Gegründet wurden 

sie bereits unmittelbar nach 1945. 1974 wurde erst-

mals eine weibliche Landtagsabgeordnete gewählt, 

Obfrau Relinda Schön (1974 bis 1977 ÖFB). Die Öster-

http://www.aeiou.at/aeiou.encyclop.k/k629588.htm


 

 

MODUL 1 | Hg.: Plattform Politische Bildung des Kärntner Landtags | 6 |  
6 

reichische Jugendbewegung wurde 1946 gegründet. 

1970 wurde sie in Junge ÖVP umbenannt und als Teil-

organisation der ÖVP anerkannt. Von Beginn an wur-

de eine eigene Zeitung herausgegeben. Politische 

Bildung und sportliche und gesellige Veranstaltungen 

standen am Programm, um einen Gemeinschaftsgeist 

zu entwickeln. 

Der Abstieg der ÖVP zur 30-Prozent-Partei 

Die ÖVP setzte sich in Kärnten neben der KBB und der 

ÖAAB aus Anhängern des national-liberalen Handels- 

und Gewerbebundes (Hage-Bunde), des Heimatblocks 

und den Großdeutschen zusammen. Zunächst wurde 

ein Arbeitsausschuss als vorläufiges Führungsorgan 

gebildet, in dem verschiedene Berufsgruppen vertre-

ten waren: die Bauernschaft, die Industrie, das Ge-

werbe, die Arbeiterschaft, die freien Berufe und die 

öffentlich Bediensteten. Die Bünde wurden nach Wie-

ner Muster erst Monate später gegründet. In allen 

Bezirksstädten und Gerichtsbezirksorten wurden Sek-

retäre bestellt. Gegenüber den ehemaligen National-

sozialisten nahm die ÖVP eine reservierte Haltung ein.  

Im Wahlkampf 1945 wurden heftige Vorwürfe an die 

ÖVP gerichtet. Im Ständestaat sei man in seiner Frei-

heit unterdrückt worden. Daher sei Misstrauen ge-

genüber der Nachfolgepartei ÖVP angezeigt. Mit ihren 

antisozialistischen Prinzipien konnte die ÖVP aber 

doch Wähler gewinnen. Am 25. November 1945 er-

hielten sie 39,8 % der Stimmen, 14 von 36 Mandaten 

und drei Regierungssitze. Die Bezirke Hermagor, 

Spittal und Wolfsberg wurden zu den ÖVP-

Hochburgen. In Villach und Klagenfurt und bei der 

gewerblich tätigen Bevölkerung wurden die Erwartun-

gen nicht erreicht. Am 9. Oktober 1949 erhielten sie 

nur noch 31,9 % der Stimmen. Die erstmalige Teil-

nahme des Wahlverbandes der Unabhängigen (WdU) 

(siehe weiter unten) war ein Grund des Rückganges. 

Die ÖVP hatte diese heftig bekämpft und vor einem 

Wiederaufleben des Nationalsozialismus gewarnt. 

Wegen der Grenzlandsituation mit einer vom Klerus 

geführten slowenischen Volksgruppe erreichten die 

Deutschnationalen und die Sozialdemokraten bessere 

Wahlergebnisse in Kärnten. Die Landtagswahlen von 

22. Februar 1953 führten bei der ÖVP zu einem weite-

ren Rückgang der Wählerstimmen auf 28,5 %. Das 

hatte den Verlust des zwölften Mandates und eines 

Regierungssitzes zur Folge. Sie gingen an die SPÖ, die 

die nationalen Stimmen des WdU für sich gewinnen 

konnten. Das zwölfte Mandat konnten sie am 30. Sep-

tember 1984 wieder gewinnen, den dritten Regie-

rungssitz nicht. Das dreizehnte Mandat hätte der ÖVP 

eine entscheidende politische Mitsprache gewährt. 

Bis heute gelang der Partei dieses Ziel nicht, da die 

Wahlergebnisse bei ca. 30 % und ab 1989 unter 20 % 

lagen. Die Niederlagen zogen bittere Konsequenzen 

nach sich. Bei den von ihnen verwalteten Referaten 

wurden ihnen beispielsweise enge Grenzen gesetzt. 

Seit dem Jahr 1956 hatte die ÖVP ein informelles 

Gremium führender, jüngerer Politiker gegründet, das 

soge a te „Se hse k“. I  regel äßige  A stä de  
traf man sich zum Gedankenaustausch, mit dem Ziel, 

die Partei attraktiver zu machen und die Führung zu 

verjüngen. 1959 warb die Partei erstmals um die slo-

wenische Volksgruppe mit dem Bekenntnis zur 

1000jährigen gemeinsamen Geschichte. Obwohl man 

damit keine Wahlempfehlung erreichte, konnte man 

aber den nochmaligen Verzicht des Rates der Kärntner 

Slowenen auf eine eigene Liste erwirken. Ein leichter 

Stimmenzuwachs am 6. März 1960 ließ Hoffnung auf-

kommen. Kärntens Parteiobmann Karl Schleinzer 

wurde 1961 als Verteidigungsminister nach Wien ge-

holt. Durch die Abwesenheit Schleinzers brachen in 

Kärnten Machtkämpfe aus. Bauernbund-Obmann 

Herbert Bacher wurde 1970 schlussendlich als der 

natürliche Nachfolger zum Landesparteiobmann ge-

wählt. Bezogen auf die Landespolitik war er sehr er-

fahren und äußerst aktiv. Seine Rednergabe war stark 

ausgeprägt. Die Volksgruppengesetze sind auf Bacher 

zurückzuführen. Obwohl ÖVP-Mitglied Leopold Gug-

genberger am 25. März 1973 zum Bürgermeister von 
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Klagenfurt gewählt wurde, konnte er diesen Erfolg 

nicht für seine Partei nutzen. 

Die Wahl er u g „Ba her der Ma her“ für die La d-

tagswahl am 2. März 1975 war übertrieben und blieb 

erfolglos. 1978 verzichtete Bacher auf die Wieder-

wahl. Nachfolger wurde der engagierte Stefan Knafl, 

Stadtrat von St. Veit/Glan und seit 1972 Landesrat für 

Straßenbau. Durch Knafl wurden die Schwerpunkte 

verlagert. Der ÖAAB gewann innerhalb der Partei grö-

ßeren Einfluss und wurde bei Mandatsverteilungen 

bevorzugt. Die bäuerlichen Anhänger fühlten sich 

benachteiligt. Durch die Unstimmigkeiten in Bezug auf 

die Minderheitenfrage innerhalb der Partei erlitt sie 

bei den Landtagswahlen am 30. September 1984 ei-

nen Stimmenverlust von 3,6 %punkten. Knafl trat im 

Februar 1986 zurück. Harald Scheucher, der Sohn des 

Vizebürgermeisters von Klagenfurt, wurde Landespar-

teiobmann. Es bestand ein gespanntes Verhältnis zwi-

schen Scheucher und seinem Stellvertreter Kurt Ertl. 

Scheucher vertrat vermehrt die Interessen aus dem 

städtischen Bereich, Ertl jene aus dem ländlichen Sek-

tor. Dies schwächte die Partei zu Lasten der dringend 

notwendigen politischen Arbeit. Ebenso wurde die 

ÖVP durch Haiders Strategie der Polarisierung und des 

Aktionismus geschwächt. Der Umbruch im Kärntner 

Parteien-System (Haider-Effekt) hatte einen weiteren 

Wahlverlust zur Folge. 

Harald Scheucher wurde zusätzlich Landeshaupt-

mannstellvertreter und amtierte als Referent für 

Fremdenverkehr und Gewerbe. Am schlechtesten 

fielen die Landtagswahlen für die ÖVP im Jahre 1989 

(12. März) aus. Das Wahlergebnis lag nur noch bei    

21 %. Der radikalen Forderung von Haider, Kärnten 

politisch zu erneuern, hatte die ÖVP nur ein unspekta-

kuläres Sachprogramm entgegengestellt. Scheucher 

musste dem Juristen und Unternehmer Christof Zer-

natto als Landeshauptmannstellvertreter weichen. 

 

Der FPÖ/ÖVP-Landtagsmehrheit stand eine SPÖ-

Regierungsmehrheit mit vier Sitzen gegenüber, die 

weiterhin die Referatseinteilung über hatte. Gesund-

heit, Bauwesen und Straßenbau wurden der ÖVP zu-

geteilt. Zernatto wurde am 30. Mai 1989 zum neuen 

Landesparteiobmann gewählt. Er kündigte eine Politik 

der Mitte und ein Bemühen um eine Verbesserung 

der politischen Kultur in Kärnten an. 

Die ÖVP als Landeshauptmann-Partei 

Am 13. März 1994 erhielt die ÖVP in Kärnten 23,8 % 

der Stimmen, bei den Nationalratswahlen 16,4 %. Dies 

weist auf eine Präferenz der Wähler für Landes-

hauptmann Zernatto hin. Seit 35 Jahren konnte erst-

malig wieder ein Stimmenzuwachs verzeichnet wer-

den. Mit den Stimmen der SPÖ wurde Zernatto erneut 

zum Landeshauptmann gewählt. Hierbei verzichtete 

die ÖVP auf eine Umsetzung eines mit der FPÖ ausge-

handelten Paktes. Mit Parteichef Zernatto war die 

Führungskrise der ÖVP überwunden. Ebenso fand die 

Zustimmung der Bevölkerung innerhalb der Partei ihre 

Entsprechung. Auch wenn die Teilorganisationen als 

Berufsvertretungen vermehrt ihre Eigeninteressen in 

der Partei durchzusetzen versuchten, wurden diese 

nötigenfalls von einer starken Parteiführung (z.B. 

durch Schleinzer) in Schach gehalten. Somit ist das 

Erscheinungsbild der ÖVP in Hinblick auf die Geschlos-

senheit weniger eine Frage unterschiedlicher Eigenin-

teressen oder ideologischer Diskrepanzen, als eine 

Frage der Stärke seitens der Parteiführung. 

Mit der Wahl Zernattos zum Landeshauptmann erhielt 

die ÖVP die Chance, bei den Wahlen wieder besser 

abzuschneiden und ihren Einfluss in der Regierung 

wieder zu stärken. Zernatto schlug als Finanz- und 

Personalreferent einen Sparkurs ein und holte sich 

hierbei die Zustimmung von der SPÖ. Obwohl Zernat-

to den amtsführenden Landesschulrat neu besetzte, 

unterstanden die Pflichtschulen weiterhin dem von 

der SPÖ geführten Schulreferat. 
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Vom Verband der Unabhängigen (VdU) zur FPÖ 

Der VdU ist als Vorläufer der FPÖ zu betrachten. Am 

26. März 1949 wurde der Verband in Salzburg als libe-

rale Protestpartei gegründet. Er sollte als Auffangbe-

cken für jene Wähler dienen, die sich vorwiegend aus 

de  diskri i ierte  Kreise  ehe aliger „ i der elas-

teter Natio alsozialiste “, Hei at ertrie e er u d 
Heimkehrer rekrutierten. Daher forderte das erste 

Programm eine Milderung der Nationalsozialistenge-

setze, die Bekämpfung der Auswüchse des Parteien-

staates sowie eine Einschränkung der umfangreichen 

Verstaatlichungen. Einerseits bekannte sich der VdU 

zum Deutschtum, andererseits distanzierten sie sich 

zum früheren Anschlussdenken. In Bezug auf die Wirt-

schafts- und Sozialpolitik waren liberale Züge zu er-

kennen: Der VdU trat gegen eine Verstaatlichung auf, 

setzten sich für uneingeschränkten Wettbewerb ein 

und befürworteten persönliches Eigentum. Seine sozi-

ale Verantwortung äußerte sich in sozialreformeri-

schen Ansätzen. Da der VdU ein Verein war, benötigte 

er zur Bewilligung keine Zustimmung der Alliierten. 

Die SPÖ genehmigte und förderte die Zulassung als 

Verein, mit dem Ziel die ÖVP zu schwächen. 

Bei de  Wahle  ist er als „Wahl er a d der U a hän-

gige “ WdU  a getrete . Sei e Stärke ar eso ders 
in Kärnten an den Wahlergebnissen abzulesen. So 

erhielt er am 9. Oktober 1949 bei den Nationalrats-

wahlen in Kärnten 20,6 %, bundesweit 11,7 %, so 

auch das Ergebnis der Landtagswahlen mit 20,6 %. Die 

Zentren der Wahlerfolge waren im städtischen Be-

reich sowie in Oberkärnten anzusiedeln. 

Als sich 1949 die Situation der Minderbelasteten, der 

Kriegsheimkehrer und Vertriebenen verbesserte, re-

duzierte sich der Wählerstamm der VdU und be-

schränkte sich auf die national eingestellten Wähler. 

Die Wahlergebnisse in Kärnten von 1953 lassen er-

kennen, dass sich ein Teil der Wähler bereits der ein-

flussreichen SPÖ zugewandt haben. Spaltungstenden-

zen in der Bundesführung, Auflösungsanzeichen durch 

Austritte und starke Wahlverluste in manchen Bun-

desländern und letztlich der Wunsch nach einer Neu-

formierung des nationalen Lagers waren der Anlass 

zur Gründung der oberösterreichischen Freiheitspartei 

sowie der Bundes-FPÖ im Jahr 1955. Die Kärntner FPÖ 

wurde bereits am 5. Juni 1955 gegründet. 

Das Programm der Bundesführung lehnt sich an jenes 

der VdU a . Die FPÖ ega  als „Gesi u gsge ein-

s haft“ u d hatte e ige Mitglieder. Erst i  de  
1990er Jahren wurde sie zur Massenpartei. Seit 1949 

gibt es eine Landesfrauenorganisation der Freiheitli-

chen. 

Die FPÖ als „dritte Kraft“ 

Die Wahlergebnisse hielten sich nach der Parteigrün-

dung in der ganzen Republik noch in Grenzen, so auch 

in Kärnten, obwohl das Niveau dort bereits auf einer 

höheren Ebene lag. Die Kärntner verfügten schon vor 

der Haider-Ära einen bedeutenden Einfluss in der 

Bundespartei und waren dort vertreten. Die Wahl-

kampfpropaganda richtete sich recht unverblümt an 

die ehemaligen Nationalsozialisten. In der Minderhei-

tenpolitik wurde seitens der FPÖ eine betont nationa-

le Haltung eingenommen. 

Der Unfalltod des dynamischen und fleißigen Landes-

rates Hans Rader im Dezember 1965 war ein schwerer 

Schlag für die Freiheitliche Partei. Rader war zum 

Nachfolger von Reinhold Huber als Landesobmann 

gewählt worden. Der Unfalltod von ihm erfolgte nur 

wenige Wochen nach seiner Wahl. Nachfolger wurde 

der Jurist Hellmut Geringer, Bürgermeister von Trei-

bach-Althofen, Gründungsmitglied des VdU und des 

Österreichischen Turnerbundes. Auch unter ihm setz-

te das Kärntner Bundesland konsequent die nationale 

Politik fort – im Gegensatz zur Bundesführung und 

den anderen Landesorganisationen. 

Bei den Landtagswahlen vom 22. Februar 1970 erhielt 

die SPÖ die absolute Mehrheit. Das war eine schwere 
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Niederlage für die FPÖ. Sie büßten mit dem Verlust 

ihres fünften Mandates erstmals auch ihren Regie-

rungssitz ein und mussten auf Landes- und Bundes-

ebene einen Prestigeverlust hinnehmen. Ihre Mitglie-

derzahl von 6.500 sank um 10 %.  

Wichtig wurde für die FPÖ das Verfassungsgesetz   

Art. 42, Abs. 3 von 1974: Die Bestellung der Regie-

rungsmitglieder war künftig nicht mehr von der Zahl 

der Landtagsmandate einer Partei abhängig, sondern 

von deren Wählerstimmen. Auf Grund dieser Ände-

rung konnte die FPÖ im Jahre 1974 ihren Regierungs-

sitz wieder gewinnen. 

Die Gemeindestrukturreform von 1972 sollte sich als 

Chance für die FPÖ erweisen. Durch die Gemeindezu-

sammenlegungen seitens der SPÖ stieß diese auf Wi-

derstand und verlor Wählerstimmen. Die FPÖ konnte 

dadurch ein Viertel der Stimmen dazugewinnen (vor-

her 11 %, dann 18,1). Auf Grund dieser spektakulären 

Ergebnisse wurde erstmals ein FPÖ-Mitglied Vizebür-

germeister in Klagenfurt. 

Die liberale Phase der FPÖ begann mit Mario Ferrari-

Brunnenfeld. Die Modernisierung entsprach dem 

Geist der „Salz urger Beke t isse“ o  19 , die 
liberale Elemente aufgriffen, um sich als Koalitions-

partner zu empfehlen. Das „Freiheitli he Ma ifest zur 
Gesells haftsord u g“ o  19 , das si h gege  die 
Gemeindezusammenlegung aussprach, wies ebenfalls 

auf den liberalen Kurs hin. Die neue Linie wurde auch 

durch eine großzügige Verhandlungsposition auf dem 

Weg zur Dreiparteieneinigung über die Volksgruppen-

gesetze von 1997 offensichtlich. Ohne die Kooperati-

on mit der FPÖ wäre das nicht möglich gewesen. 

Mit Jörg Haider zur „zweiten Kraft“ 

Ferrari-Brunnenfeld entschied sich auf der Suche nach 

einem Landespartei-Sekretär zur Entlastung von Erich 

Silla für Jörg Haider. Silla war seit 1962 amtierender 

Landesgeschäftsführer und auch Klubobmann. Das 

linksliberale Image von Jörg Haider passte in das Kon-

zept von Ferrari-Brunnenfeld. Die Kärntner Landes-

gruppe sollte zu einer modernen, liberalen Partei oh-

ne nationales Image umstrukturiert werden und mit 

Hilfe von Haider erstmals die Jugend gezielt anspre-

chen. Dem jungen Haider schien damals die traditio-

nelle nationale Linie als überholt. Mit Elan wurde eine 

beachtliche Aufbauarbeit verrichtet. Die Funktionäre 

waren vermehrt jüngeren Alters. Das Augenmerk 

wurde auf die Jugendpolitik gelegt. Erstmalig wurde 

der Ring Freiheitlicher Jugend durch Haider als Lan-

desführer für die Nachwuchsförderung aktiviert, so 

auch die freiheitliche Arbeitnehmerschaft, die bisher 

eher bescheidene Erfolge bei den Wahlen in der Ar-

beiterkammer verzeichnet hatte. Ferrari-Brunnenfeld 

installierte in der Landesregierung das Fremdenver-

kehrsreferat und schlug neue Wege in der Fremden-

verkehrswerbung und -förderung ein. Bereits in der 

Wintersaison 1977/78 lag Kärnten an der österreichi-

schen Spitze, wenn man die Steigerung der Übernach-

tungsziffern betrachtete. Durch neue Ortsgruppen-

gründungen (1977: 95, 1973: 86) und durch motivierte 

Kandidaten zeigte die FPÖ eine starke Präsenz vor den 

Gemeinderatswahlen 1979. Das Wahlergebnis mit 

10,3 % bedeutete jedoch eine weitere Niederlage. 

Viele Stammwähler hatten offensichtlich die liberale 

Wende der FPÖ nicht akzeptiert. Der Wahlkampf für 

den Nationalrat und den Landtag im Jahre 1979 fixier-

ten das Ende der liberalen Phase der FPÖ. Ein deutli-

cher Rechtsdruck war zu verzeichnen, weil man sich in 

Bezug auf die Volksgruppenpolitik erneut den Mei-

nungen des Kärntner Heimatdienstes (KHD) anschloss. 

Jörg Haider wurde Obmann des Gesundheit- und 

Umweltausschusses im Nationalrat. In den Bereichen 

Wirtschaft und Fremdenverkehr war weiterhin Lan-

desrat Ferrari-Brunnenfeld federführend. Haider war 

nun auch im Nationalrat sehr aktiv. Nach vier Jahren 

konnte er auf nicht weniger als vierzig Anträge ver-

weisen, von denen er mehr als die Hälfte hatte durch-

setzen können. Durch ihn wurde die Privilegien-Frage 

in der gesamten Politik stark thematisiert. Die strikte 
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Ablehnung zweisprachiger Kindergärten, die Schaf-

fung eines Ehrenzeichens für die noch lebenden Ab-

wehrkämpfer sind Beispiele für die zahlreichen Aktivi-

täten Haiders. Am 6. März 1983 verloren die Freiheit-

lichen bei den Nationalratswahlen fast ein Fünftel 

ihrer Wähler, in Kärnten wurde ein leichter Stimmen-

zu a hs errei ht. Das ar auf de  „Haider-Effekt“ 
zurückzuführen. Haider arrangierte es, dass Ferrari-

Brunnenfeld als Staatssekretär in die SPÖ/FPÖ-

Koalition (1983 bis 1986) eintrat. Dadurch konnte 

Haider nun dessen Funktionen sowohl als Landesrat 

als auch als Landesobmann in Kärnten übernehmen. 

Bei der Landtagswahl vom 30. September 1984 konn-

te wieder ein Stimmenzuwachs von 4,3 %, also auf 16 

% erreicht werden. In den Städten und Gemeinden 

mit bisher niedrigem Anteil konnten am meisten 

Stimmen dazu gewonnen werden. Die ÖVP musste in 

Folge ein Mandat an die FPÖ abtreten. Wie bei allen 

weiteren Wahlkämpfen gab Haider auch diesmal die 

Themen an. Da die FPÖ in die Oppositionsrolle 

schlüpfte, büßte sie das Gewerbe und Fremdenver-

kehrsreferat ein und erhielt stattdessen das weniger 

bedeutende Straßenbaureferat. Bereits in der folgen-

den Nationalratswahl 1986 vermehrten sich die Wäh-

lerstimmen fast um das Doppelte auf 20,9 %. In der 

Landtagswahl vom 12. März 1989 (29 %) gewann die 

FPÖ in allen Wählerschichten Stimmen dazu, davon 

überdurchschnittlich bei Angestellten (plus 15,2 %) 

und höher Gebildeten (plus 11 %) und Jungwählern 

(plus 9,7 %). Bei den Arbeiterkammerwahlen am 12. 

Juni 1989 verzeichnete die FPÖ ebenfalls einen Erfolg. 

Jeder achte Wähler der SPÖ und jeder fünfte Wähler 

der ÖVP von 1984 hatte sich nun für die Freiheitlichen 

entschieden. Die FPÖ wurde zur Volkspartei. Der FPÖ-

Klub steigerte sich von fünf auf elf Mandate. Bei den 

Nationalratswahlen vom Oktober 1990 stiegen die 

Wahlergebnisse auf 30,3 %. Die Vermehrung der Wäh-

lerstimmen müssen als Zustimmung für den seit 18 

Monaten amtierenden Landeshauptmann Haider ge-

wertet werden. 

Die SPÖ und ÖVP haben 1991 den Rücktritt von Hai-

der erzwungen. Anlass für den Misstrauensantrag war 

eine Äußerung Haiders in einer Debatte über Arbeits-

losigkeit im Kärntner La dtag a  1 . Ju i 1991: „Na, 
das hat’s i  Dritte  Rei h i ht gege e , eil i  Drit-
ten Reich haben sie ordentliche Beschäftigungspolitik 

gemacht, was nicht einmal Ihre Regierung in Wien 

zusa e ri gt. Das uss a  au h ei al sage .“ 
Später entschuldigte sich Haider für diese Äußerung. 

Bis zum 24. März 1992 amtierte er dann als Erster 

Landeshauptmannstellvertreter und trat danach als 

Klubobmann im Nationalrat. Haiders Nachfolger in der 

Landesregierung war Mathias Reichhold von der Frei-

heitlichen Bauernschaft. Bei den Landtagswahlen am 

13. März 1994 erlitt die SPÖ einen dramatischen 

Stimmenverlust. Davon profitierte hauptsächlich wie-

der die FPÖ. Sie baute ihren Anteil auf 33,3 % (plus 4,3 

%) weiter aus. Sie zog mit 13 Mandaten mit der 

stärksten Partei SPÖ mit 14 Mandaten fast gleich. Die 

Nationalratswahl vom Oktober 1994 (33,5 %) setzte 

den Aufwärtstrend fort, wenn auch verlangsamt. Die 

Freiheitlichen in Kärnten konnten dadurch im Jahre 

1998 die einst omnipotente SPÖ als stimmenstärkste 

Partei ablösen.  

Die Kärntner KPÖ 

Bereits seit Dezember 1919 existiert eine kommunis-

tische Landesorganisation in Kärnten. Auf Landesebe-

ne hat sie nie wirkliche Bedeutung erlangt, jedoch 

vermehrt in der Kommunalpolitik. Nachdem die KPÖ 

verboten und verfolgt wurde, konnten die Kommunis-

ten bis zur Landtagswahl am 25. November 1945 in 

der provisorischen Regierung zunächst durch zwei 

Landesräte mitwirken. Durch die parteiinternen Aus-

einandersetzungen bezüglich der Frage über die 

Gleichschaltung mit der sowjetischen Ideologie wurde 

die Stellung der KPÖ in der öffentlichen Meinung lang-

fristig geschwächt. Seit 1970 stellte die Kommunisti-

sche Partei keinen Abgeordneten mehr. Mit dem Ende 

der Sowjetunion setzte selbstverständlich auch in der 
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KPÖ ein tiefgreifender Wandel ein. Die Reformer setz-

ten sich durch, so auch auf dem 27. Parteitag           

(19. Januar 1990) in Wien. In Kärnten bestehen noch 

die Bezirksorganisationen Klagenfurt und Villach. So-

wohl österreich- als auch europaweit befinden sich 

die Kommunisten in einem Prozess der Neuorientie-

rung. 

Die slowenischen Parteien 

Nach dem Zweiten Weltkrieg kandidierten zwei slo-

wenische Listen für die Landtagswahlen vom 9. Okto-

ber 1949: Die Christliche Volkspartei Krsča ska 
ljudsaka stranka)(4.644 Stimmen) und die Demokrati-

sche Front des werktätigen Volkes De o ratič a 
fronta delvnegna ljudstva) (2.405 Stimmen). Zusam-

men erhielten die beiden Listen 7.049 Stimmen, was 

2,84 % entspricht. Trotz der Aufspaltung der Wähler-

stimmen blieb der Erfolg für die Slowenen aus. Sie 

verfehlten das Landtagsmandat. Bei der Landtagswahl 

vom 22. Februar 1953 kandidierte nur noch die Wahl-

vereinigung der Verstaatlichungsgegner. Sie erhielt 

2,3 % der Stimmen. Das kommunistische Lager, später 

der SPÖ-nahe Zentralverband slowenischer Organisa-

tionen, gab bis zu den Wahlen von 1970 eine Wahl-

empfehlung für die KPÖ und die SPÖ ab. Der katholi-

sche Rat der Kärntner Slowenen unterstützte indes-

sen seit dem Staatsvertrag von 1955 die ÖVP, sofern 

er überhaupt eine Wahlempfehlung abgab. Die Ver-

handlungen mit der ÖVP mit dem Ziel eines Listen-

platzes scheiterten. Bei der Wahl von 1965 kandidier-

te folglich nur noch die Kärntner Wahlgemeinschaft 

(Koroška volilna skupnošt ) (4.272 Stimmen = 1,6 %). 

Auf Grund des Ortstafelsturms von 1972 rückte der 

Rat der Kärntner Slowenen von der Volkspartei ab und 

die Kärntner Einheitsliste (Koroška enotna lista)(KEL) 

wurde 1973 gegründet. Bei der Landtagswahl vom 2. 

März 1975 erhielten sie 6.130 der Stimmen = 2 % und 

verfehlten ein Landtagsmandat sehr knapp. Teile des 

Zentralverbandes slowenischer Organisationen 

schlossen sich der KEL an. Die Führung jedoch nicht. 

Sie unterstützte weiterhin die SPÖ. 1978 wurden die 

Wahlrechte geändert, wodurch die Aussichten auf ein 

Grundmandat gänzlich unmöglich geworden sind. Es 

gab nur noch vier Wahlkreise. Um aber ein Grund-

mandat überhaupt erreichen zu können, musste – je 

nach Wahlkreis – ein Stimmenanteil von 9 bis 12 % 

erreicht werden. Das stellte für alle Kleinparteien eine 

hohe Hürde dar und versprach nur noch wenig Aus-

sicht auf ein Landtagsmandat und dadurch auf politi-

sche Partizipation. Die Folge war, dass bei den Land-

tagswahlen von 1979 verstärkt die Landtagsparteien 

gewählt wurden. Die KEL erhielt nur noch 4.279 

Stimmen = 1,4 %. Die Einheitsliste versuchte mit der 

Alternativen Liste im Jahre 1984 und 1989 mit den 

Grünen zu koalieren. Die Versuche auf Landesebene 

blieben erfolglos. Im Alleingang erhielt die KEL 1994 

nur 3.327 Stimmen = 0,95 %. Die Zusammenarbeit auf 

Bundesebene mit den Grünen erwies sich über Jahre 

als erfolgreicher. Als es aber zu Uneinigkeiten in Bezug 

auf die Volksgruppenfrage kam, wurde die Zusam-

menarbeit beendet, wodurch eine erneute Kandidatur 

ausblieb. Erst bei den Nationalratswahlen 1995 ver-

fehlte man gemeinsam mit der Liste des Liberalen 

Forums ein Mandat nur knapp. 

Ergebnisse bei den Landtagswahlen 

Jahr Stimmen Listenbezeichnung 

1949  2.095 Demokratische Front des werk-

tätige  Volks/De okratič a 
fronta delovnega ljudstva 

 + 4.644  

7.049 = 2,8 % 

Christliche Volkspartei/ 

Kršča ska ljudska stra ka 

1953 3.892 

5.823 = 2,3 %  

Christlich demokratische Partei 

Kršča ska de okratska stran-

ka/Wahlvereinigung der Ver-
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staatlichungsgegner 

1956 keine Kandidatur 

1960 keine Kandidatur 

1965 4.272 = 1,6 % Kärntner Wahlgemein-

s haft/Koroška olil a skup-

nost 

1970 keine Kandidatur 

1975 6.130 = 2 % Kärntner Einheitsliste/           

Koroška e ot a lista 

1979 4.279 = 1,4 % Kärntner Einheitsliste/          

Koroška e ot a lista 

1984 4.710 = 1,5 % Koalition zwischen Kärntner 

Einheitsliste und Alternativer 

Liste Kärnten 

1989 5.976 = 1,7 % Koalition zwischen Kärntner 

Einheitsliste, Grüne Alternative 

Kärnten und Bewegung gegen 

Schultrennung (GAL) 

1994 3.327 = 0,95 % Kärntner Einheitsliste/          

Koroška e ot a lista 

1999 3 Einheitsliste Teil des Wahl-

bündnisses "Demokratie 99" 

Auf Gemeindeebene kandidierten slowenische Listen 

bereits seit dem 19. Jahrhundert. Durch die Zusam-

menlegungen von Gemeinden im Jahre 1972 sind 

ehemals slowenisch dominierte Gemeinden durch die 

dadurch gewachsenen Anteile der deutschsprachigen  

Mehrheiten geschwächt worden. Die diversen slowe-

nischen Gemeinderatsfraktionen wurden im Jahre 

1973 im "Klub der slowenischen Gemeinderäte" zu-

sammengefasst. Die heutige Enota lista / Einheitsliste 

entstand 1991 dur h de  )usa e s hluss des „Klu  
der slo e is he  Ge ei deräte“ u d der „Kär t er 
Ei heitsliste KEL“. Dadurch konnten bei den Gemein-

deratswahlen bis dato mehr Erfolge verzeichnet wer-

den als bei den Landtagswahlen. So haben bei den 

Wahlen von 1991 insgesamt 25 selbständige Listen 

kandidiert. 

Aufgaben der Einheitsliste: 

 Slowenische Volksgruppen politisch vertreten 

 Gleichberechtigung im Land 

Am 1. März 2015 fanden die letzten Gemeinderats-

wahlen statt. Die EL erreichte hier insgesamt 5.554 

Stimmen = 1,8 % und freute sich somit über einen 

Stimmenzuwachs von 173 verglichen mit der Gemein-

deratswahl 2009. Aufgrund dieses Ergebnisses konnte 

die EL 58 Gemeinderatsmandate besetzen. 

 

Heute versteht sich die EL als eine weltanschaulich 

offene Sammelpartei der slowenischen Volksgruppe 

und zugleich als eine unabhängige Regionalpartei für 

den Südkärntner Raum. Das Interesse wird dort ver-

mehrt auf ökologische, agrarpolitische und sozioöko-

nomische Bereiche gelegt. Dadurch erhalten sie nach 

eigenen Angaben auch Stimmen der Mehrheitsbevöl-

kerung. Die inhaltlichen Schwerpunkte liegen ebenso 

in der Sprachenpolitik, mit dem Ziel, die Zweispra-

chigkeit der Region als Chance zu sehen und alles zu 

unternehmen, um die Gleichberechtigung der slowe-

nischen Sprache auf allen Ebenen zu erreichen. Die 

Regionalpolitik stellt einen weiteren Themenschwer-

punkt dar. Das Bestreben liegt darin, die zweisprachi-

ge Region auch wirtschaftlich, strukturell und sozial zu 

stärken. Durch die forcierte Nachbarschaftspolitik 

ö hte  sie die „Gre z alke  i  de  Köpfe “ eseiti-

gen und alle Möglichkeiten nutzen, die zur Stärkung 
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der guten Nachbarschaft und zu einer möglichst un-

gehinderten und gewinnbringenden grenzüberschrei-

tenden Kooperation führen soll. 

 

Ein Bestreben der EL ist das Volksgruppenmandat, das 

sogenannte Virilmandat. Es soll die Wahrnehmung 

der slowenischen Interessen im Kärntner Landtag 

erleichtern. Ziel wäre, dass ein fünfter Sonderwahl-

kreis „Volksgruppe“, der ga z Kär te  u fasst, ge il-
det werde, in welchem das slowenische Landtags-

mandat zur Wahl stünde. Wenn dieses Mandat kein 

Einverständnis gäbe, solle es im Idealfall zu keiner 

gesetzlichen Regelung kommen, die die Volksgruppe 

beträfe. Voraussetzung für dieses Modell wäre aller-

dings die Konsensbereitschaft innerhalb der Slowe-

nen-Organisationen, die bis dato nicht vorzufinden ist. 

Die kleinen Parteien (Demokratische Partei, 

Vereinigte Grüne, Grün-Alternative Liste, Freie 

Demokratische Partei, Liberales Forum) 

Die Demokratische Partei war nur eine Legislaturpe-

riode von 1945 bis 1949 im Kärntner Landtag. Sie ver-

trat liberale Ideen und die Interessen kleiner Beamter, 

Angestellter, Landwirte sowie Gewerbetreibender und 

sprach sich gegen die NS-Ideologie aus. Die Partei 

löste sich noch vor den Landtagswahlen im Jahre 1949 

auf Grund von internen Auseinandersetzungen auf. 

Die Vereinten Grünen wurden 1982 aus der Arbeits-

ge ei s haft „Nei  zu ) e te dorf“ als Protestpartei 
gegründet. Bei den Wahlen von 1982 und 1984 konn-

ten sie jedoch keine Erfolge verzeichnen. Auch die 

Kooperationsversuche auf Bundesebene mit der Grü-

nen Alternativen Liste scheiterten. 

Die Alternative Liste Österreichs (ALÖ), die 1982 in 

Kärnten gegründet wurde, verstand sich als Friedens- 

und Alternativbewegung. Ihre Grundsätze basierten 

auf Ökologie, Basisdemokratie, Solidarität und Ge-

waltfreiheit. 1985 entwickelte sich aus der ALÖ die 

grüne, linksliberale Kraft namens GAL. In der Hoff-

nung, bessere Wahlergebnisse zu erzielen, schloss 

diese Partei ein Bündnis mit der in sich zerstrittenen 

slowenischen Kärntner Einheitsliste und versuchte mit 

dieser zu kooperieren. Bei den Landtagswahlen von 

1989 erreichten sie aber nur 1,7 %. 

Wegen eines Konflikts mit Jörg Haider verließ Mario 

Ferrari-Brunnenfeld 1989 die FPÖ und war 1991 Mit-

begründer der FDP, der Freien Demokratischen Partei 

Österreichs (FDP), die auch nur unter den Namen Die 

Demokraten geläufig war. A liege  ar es, ei e „li e-

rale Alter ati e“ als Gege pol zu Haiders Politik zu 
schaffen. Seit 2002 sind die Demokraten nicht mehr 

aktiv. 

Das Liberale Forum (LIF) war 1993 die erste liberale 

Partei Österreichs. Fünf Abgeordnete rund um Heide 

Schmidt gründeten es mit ihren Austritt aus der FPÖ. 

Sie wandten sich von der stark rechtspopulistischen 

Politik Jörg Haiders ab. Liberale Grundsätze, mehr 

Toleranz und eine sozialere Politik und vor allen Din-

gen weniger Menschenhetze waren die zentralen 

Themen, mit denen das Liberale Forum bei der Natio-

nalratswahl vom 9. Oktober 1994 mit 6 % punkten 

konnte. Die Wahlerfolge in Kärnten blieben allerdings 

aus und der Einzug in den Landtag gelang trotz Koope-

rationen mit der EL und den Grünen nie. Im Jänner 

2014 erfolgte die Fusion mit NEOS – Das Neue Öster-

reich. 

Die Kärntner Bürgerpartei existierte in Kärnten nur 

von 1987 bis 1988. Die parteiinternen und finanziellen 

Schwierigkeiten waren die Gründe für ein rasches 

Ende. Eine ebenso kurzlebige Partei, die 1992 gegrün-

det wurde war die „beste Partei“, die sich für Frieden, 

Freiheit und Fröhlichkeit engagieren wollte. 
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Damit der Text gut verständlich ist, wurde für alle Funktionsbezeichnungen die männliche Form gewählt. Das entspricht mehr-

heitlich der aktuellen Situation. In einer Demokratie sollte es jedoch Ziel sein, dass in allen Positionen sowohl Männer als auch 

Frauen sowie Personen aller Altersgruppe vertreten sind. 
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Aktuelle Parteienentwicklung von 1999 bis 2015 

 

November 1999 Nachdem sein Personalkonzept im Parteivorstand gescheitert ist, legt der Villacher Bürger-

meister Helmut Manzenreiter den Vorsitz in der Kärntner SPÖ zurück. 

Februar 2000 Die neue Bundesregierung wird angelobt. Ihr gehören u. a. zwei Minister aus Kärnten an:     

Dr. Elisabeth Sickl (abgelöst im Oktober 2000 durch Mag. Herbert Haupt aus Kärnten) als     

Sozialministerin und Mag. Karl-Heinz Grasser als Finanzminister. Mares Rossmann aus Kärnten 

wird Staatssekretärin. 

Sechs Jahre nach seinem Rücktritt als SPÖ-Landesparteivorsitzender wird Peter Ambrozy in 
diese Funktion wiedergewählt. Er tritt die Nachfolge von Helmut Manzenreiter an. 

September 

2000 

Bei einer Vorstandssitzung der Kärntner ÖVP findet ein Misstrauensantrag gegen den Obmann 

Reinhold Lexer eine deutliche Mehrheit. Dieser wird seiner Funktion enthoben und zum ge-

schäftsführenden Parteiobmann wird Georg Wurmitzer bestellt. 

Oktober 2000 Nach neun Monaten im Amt wird Sozialministerin Elisabeth Sickl von ihrem Ministerposten 

abberufen. Ihr Nachfolger wird FPÖ-Sozialsprecher Herbert Haupt. Elisabeth Sickl zieht sich zur 

Gänze aus der Politik zurück. 

Jänner 2001 Landeshauptmann Jörg Haider übernimmt turnusmäßig den Vorsitz in der Landeshauptleute-

Konferenz. 

März 2001 FP-Landeshauptmannstellvertreter Mathias Reichhold gibt seinen Rückzug aus der Politik be-
kannt. 

April 2001 Die Kabinettchefin von Minister Herbert Haupt, Ute Fabel, gibt ihre Kündigung bekannt. Es ist 

bekannt geworden, dass sie ihren Magistra-Titel zu Unrecht getragen hat. 

Als Nachfolger von Mathias Reinhold wird Gerhard Dörfler als Landesrat angelobt. 

Juni 2002 SPÖ-Landesrat Herbert Schiller tritt aus gesundheitlichen Gründen von seiner Funktion zurück. 

Sein Nachfolger ist Reinhart Rohr. 

März 2004 Die Landtagswahl bringt ein überraschendes Ergebnis: Mit 42,5 Prozent der Stimmen behält die 

FPÖ den ersten Platz und ihre 16 Mandate. Die SPÖ gewinnt 5,2 Prozent und zwei Mandate, die 

Grünen schaffen mit 6,7 Prozent und zwei Mandaten erstmals den Einzug in den Kärntner Land-
tag. Verlierer der Wahl ist die ÖVP. Sie büßt 9,1 Prozent und die Hälfte ihrer bisherigen Manda-

te ein. 

Bereits fünf Tage nach der Landtagswahl schließen FPÖ und ÖVP ein Koalitionsabkommen für 

die gesamte Periode ab. Die SPÖ verpflichtet sich, Haiders Wahl zum Landeshauptmann zu er-

möglichen. 

Der Parteivorstand der Kärntner ÖVP wählt den Ossiacher Bürgermeister Josef Martinz ein-

stimmig zum neuen geschäftsführenden Obmann. Martinz soll auch in die Landesregierung 

einziehen. 

Die blau-rote Koalition in Kärnten führt zu negativen Reaktionen bei sozialistischen Parteien in 

Westeuropa. Auch Wiens Bürgermeister Michael Häupl bezeichnet sie als schweren Fehler. 
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Villachs Bürgermeister Helmut Manzenreiter leh t i  ei e  I ter ie  i  der „Klei e  )eitu g“ 
den FPÖ-SPÖ-Pakt strikt ab. 

Die Klagenfurter Gemeinderäte Ursula Kuess und Mario Kuttnig treten aus dem ÖVP-Club aus 

und wollen eine eigene Fraktion bilden. 

Wahl des Landeshauptmannes und der Mitglieder der Landesregierung bei der konstituieren-

den Sitzung des Landtages. Für die Wahl von Jörg Haider stimmen nun auch die vier Abgeord-

neten der ÖVP. 

Juli 2004 Nach Kritik an der Personalpolitik Jörg Haiders in einem Leserbrief wird der stellvertretende 

FPÖ-Bezirksobmann von Klagenfurt-Land, Karlheinz Klement, aller Parteifunktionen enthoben 

und aus der Partei ausgeschlossen. 

Der Kärntner Nationalratsabgeordnete Uwe Scheuch wird neuer Generalsekretär der Bundes-
FPÖ. Beim Bundesparteitag in Linz wird Haiders Schwester Ursula Haubner zur neuen Parteiche-

fin gewählt und tritt die Nachfolge von Herbert Haupt an. 

Oktober 2004 Die Kärntnerin Ursula Plassnik wird neue Außenministerin. Kärnten ist damit in der Bundesre-

gierung mit vier Ministern vertreten.  

Februar 2005 Der Landesparteivorstand der Kärntner FPÖ bestimmt Martin Strutz zum Nachfolger Karl Pfei-

fenbergers als Landeshauptmannstellvertreter. Neuer Klubobmann wird Kurt Scheuch. 

April 2005 Jörg Haider gibt die Gründung des BZÖ (Bündnis Zukunft Österreich) bekannt. 

Die Bundes-FPÖ reagiert auf die Gründung des BZÖ mit dem Ausschluss Jörg Haiders aus der 

Partei. Der frühere Abgeordnete zum Nationalrat Alois Huber wird zum geschäftsführenden 

Kärntner Parteiobmann bestellt. 

Bei einem von Martin Strutz innerhalb von 24 Stunden einberufenen Sonderparteitag der 

Kärntner Freiheitlichen stimmt die große Mehrheit für einen Austritt der Bundes-FPÖ und für 

die Bezei h u g „Die Freiheitli he  i  Kär te “ u ter de  Da h er a d des B)Ö. 

Juni 2005 Franz Schwager (FPÖ  ird aus sei er Fraktio  ausges hlosse  u d ist u  „ ilder“ A geord e-

ter. 

Oktober 2006 Die Nationalratswahl bringt für Kärnten folgendes Ergebnis: ÖVP 21,2%; SPÖ 35,4%; FPÖ 7,3%; 

Grüne 7,5%; BZÖ 24,9%; KPÖ 0,9%; Liste Martin 1,9%, Sonstige 0,9%. 

November 2006 Nachfolger des mit Jahresende ausscheidenden ersten Landtagspräsidenten Jörg Freunschlag 

wird der bisherige dritte Präsident Josef Lobnig. Martin Strutz scheidet aus der Landesregierung 

aus. Neuer LHStv. wird  Landesrat Gerhard Dörfler und Uwe Scheuch zieht in die Landesregie-
rung ein. Siegfried Dolinschek wird NR-Abgeordneter und Mares Rossmann rückt als Abgeord-

nete zum Kärntner Landtag nach. 

Dezember 2006 Das Präsidium der Kärntner SPÖ bestellt Gerald Passegger zum neuen Landesgeschäftsführer. 

Andreas Scherwitzl wird Stellvertreter. 

Februar 2007 Rolf Holub wird als Obmann der Grünen bestätigt. 

Juli 2007 LH Haider verneint im ORF-Report Absichten, in die Bundesrepublik zurückzukehren. Für eine 

Wiedervereinigung mit der FPÖ auf Bundesebene sieht er keine Chance. Auf Landesebene wolle 

sich das BZÖ jedoch um FPÖ-Wähler kümmern. 
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März 2008 Der St. Veiter Bürgermeister Gerhard Mock (SPÖ) scheidet aus dem Kärntner Landtag aus. Seine 
Nachfolge tritt der SPÖ-Bezirksparteiobmann und Bürgermeister der Gemeinde Liebenfels, 

Klaus Köchl, an. 

Jörg Haider (BZÖ) kündigt gegenüber der Austria-Presseagentur seine Kandidatur bei der Land-

tagswahl 2009 an. 

Juli 2008 Der Bürgermeister der Marktgemeinde Greifenburg, Franz Mandl, wird als neuer Abgeordneter 

des BZÖ im Landtag angelobt. Er löst Helga Kniecek ab. 

Knalleffekt in der Kärntner SPÖ: Gaby Schaunig erklärt überraschend ihren Rücktritt von allen 

Partei- und Regierungsämtern. Landesrat Reinhart Rohr übernimmt geschäftsführend die Füh-

rung der Kärntner SPÖ. 

Peter Kaiser (SP) zieht an Stelle von Wolfgang Schantl in die Regierung ein und Herwig Seiser 
wird neuer SPÖ-Klubobmann. 

August 2008 Jörg Haider tritt bei der Nationalratswahl bundesweit als Spitzenkandidat auf. Er strebt jedoch 

kein Mandat an und will Landeshauptmann von Kärnten bleiben. 

In der ORF-Pressestunde erklärt BZÖ-Spitzenkandidat Jörg Haider, dass er nur als Bundeskanzler 

nach Wien gehen will. Ein Ministeramt würde er ablehnen. 

Oktober 2008 Bei der Nationalratswahl gib es in Kärnten einen Erdrutschsieg des BZÖ. Jörg Haider distanziert 

die SPÖ um fast 11%; BZÖ 38,52%; SPÖ 28,07%; ÖVP 14,57%; FPÖ 7,57% und Grüne 6,90%. 

Jörg Haider verunglückt am 11. Oktober tödlich bei einem Verkehrsunfall. 

Landesrat Uwe Scheuch wird zum Landeschef des BZÖ gekürt. 

Zum Klubchef des BZÖ wird nicht der designierte Bundesobmann Stefan Petzner, sondern der 
Abgeordnete Josef Bucher gewählt. 

Gerhard Dörfler wird mit knapper Mehrheit zum neuen Landeshauptmann Kärntens gewählt. 

Für seinen Gegenkandidaten Reinhart Rohr stimmen 17 Abgeordnete. 

Erster Landeshauptmannstellvertreter wird Uwe Scheuch  und neuer Landesrat Harald Dober-

nig (beide BZÖ). 

November 2008 Landeshauptmannstellvertreter Uwe Scheuch wird zum neuen Obmann der BZÖ gewählt. 

Stefan Petzner legt seine Funktion als geschäftsführender Bundesparteiobmann des BZÖ zurück 

und will sich ganz dem Landtagswahlkampf 2009 widmen. 

Jänner 2009 Die Kärntnerin Eva Glawischnig wird zur neuen Sprecherin des Bundesvorstandes der Grünen 

gewählt. 

Nach dem Verlust der Parteimitgliedschaft von Sieglinde Trannacher wird Bundesrätin Ana 

Blatnik zur neuen Vorsitzenden der SPÖ-Landesfrauenorganisation gewählt. 

März 2009 Endgültiges Ergebnis der Landtagswahl: BZÖ 44,89%; SPÖ 28,74%; ÖVP 16,83%; Grüne 5,15% 

und FPÖ 3,76%. 

Die SPÖ verliert auch bei den Gemeinderatswahlen landesweit 9,7%.  

Das BZÖ nominiert für den vierten Regierungssitz Christian Ragger. 

FPÖ-Landesobmann Franz Schwager tritt zurück und übergibt die Führung der Partei vorläufig 
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an Harald Jannach. 

Nach langen Verhandlungsstunden einigen sich BZÖ und ÖVP auf eine fixe Koalition. 

Gerhard Dörfler (BZÖ) wird als Landeshauptmann wieder gewählt. Erster Stellvertreter wird 

Uwe Scheuch (BZÖ) und zweiter Reinhart Rohr (SPÖ). Josef Lobnig (BZÖ) bleibt erster Landtags-

präsident, seine Stellvertreter sind Rudolf Schober (SPÖ) und Johann Gallo (BZÖ). 

April 2009 Der Kärntner NR-Abgeordnete Josef Bucher wird vom Bundesvorstand des BZÖ als neuer Bun-

desobmann vorgeschlagen. 

Juni 2009 Stefan Petzner (BZÖ) gibt sein Ausscheiden als Pressesprecher des Landeshauptmannes be-

kannt, bleibt aber Abgeordneter zum Nationalrat. 

September 

2009 

Neuer Landesgeschäftsführer des BZÖ wird Gernot Schick. 

Oktober 2009 Ines Obex-Mischitz (SPÖ) und Claudia Schöffmann (ÖVP) werden als neue Abgeordnete zum 

Kärntner Landtag angelobt. 

Dezember 2009 Uwe Scheuch gibt bekannt, dass die Landesgruppe Kärnten des BZÖ wieder in den Schoß der 

FPÖ zurückkehrt. 

Jänner 2010 Triumpf für Uwe Scheuch beim turbulenten Parteitag der FPK in Klagenfurt: Scheuch erhält bei 

der Obmannwahl Zustimmung von 90,5%. 

Februar 2010 BZÖ-Bundesobmann Josef Bucher will mit einer Volksbefragung Neuwahlen in Kärnten erzwin-

gen. 

April 2010 Peter Kaiser wird Landeshauptmann-Stellvertreter, Reinhart Rohr wechselt als Klubchef in den 

Landtag. Neue Landesrätin wird Beate Prettner. 

Stefan Petzner legt seine Funktion als Bundesgeschäftsführer des BZÖ zurück und will sich künf-

tig auf Kärnten konzentrieren. 

Juni 2010 Heinz-Christian Strache und Uwe Scheuch einigen sich in Klagenfurt auf eine enge Kooperation 

von FPÖ und FPK, die nun mit Mehrheitsbeschluss auch von der Landesgruppe der FPÖ abge-

segnet wird. 

Josef Martinz wird neuer Landesparteiobmann der ÖVP. 

  

September 

2010 

Die Kärntnerin Eva Glawischnig wird beim Bundeskongress der Grünen wieder zur Bundesspre-

cherin gewählt. 

November 2010 FPK-Klubobmann Kurt Scheuch wird mit 100% der Delegiertenstimmen zum neuen Bezirkspar-
teiobmann seiner Partei in Spittal an der Drau gewählt. 

Die Kärntner FPK-Mandatare Martin Strutz, Max Linder und Josef Jury treten der Nationalrats-

fraktion der FPÖ bei. 

März 2011 Stefan Petzner tritt als Landesobmann des BZÖ zurück, will aber sein Mandat als Nationalrats-

abgeordneter behalten. 

April 2011 Nach dem Rücktritt von Manfred Stromberger (FPK) nimmt seinen Platz im Landtag der bisheri-

ge Bundesrat Peter Zwanziger ein. Neuer Bundesrat wird der Straßburger Bürgermeister Franz 
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Pirolt (FPK). 

Juli 2011 Der bisherige St. Veiter Gemeinderat Günther Leikam (SP) wechselt in den Landtag und folgt 

hier dem neuen Wolfsberger Bürgermeister Hans-Peter Schlagholz nach. 

August 2011 U e S heu h ird i  der „Part of the ga e“-Causa zu 18 Monaten, davon sechs Monate be-

dingt verurteilt. Er kündigt Berufung an und will im Amt bleiben. 

ÖVP-O a  La desrat Josef Marti z erklärt die Koalitio  it der FPK als „ruhe d gestellt“ is 
Scheuch zurücktrete oder das rechtskräftige Urteil vorliege. 

September 

2011 

Sebastian Schuschnig wird mit 87 Prozent Zustimmung zum neuen Landesobmann der Jungen 

ÖVP gewählt.  

Dezember 2011 Frank Frey wird neuer Landessprecher der Grünen. 

Jänner 2012 ÖVP-O a  Josef Marti z legt „ orü ergehe d“ sei  Ma dat als La desrat zurü k. Er sei in-
formiert worden, dass die Staatsanwaltschaft eine Anklage in der Causa Birnbacher vorbereite. 

Achill Rumpold (ÖVP) wird vom Kärntner Landtag zum Landesrat gewählt. 

März 2012 Landtagsabgeordneter Alfred Tiefnig wird mit 95 Prozent der Delegiertenstimmen zum neuen 

Obmann der SPÖ im Bezirk Spittal an der Drau gewählt. 

Juli 2012 Neuerlicher Schuldspruch im Strafprozess gegen Uwe Scheuch: Der FPK-Parteiobmann fasst als 

Strafe sieben Monate bedingt und 150.000 Euro aus. Während die Kärntner SPÖ und die Grü-

nen Scheuchs Rücktritt fordern, legt ihm die Kärntner ÖVP nahe, zumindest das Regierungsamt 

ruhend zu stellen. Scheuch will gegen das Urteil Berufung einlegen. 

Uwe Scheuch erklärt in Ö1, dass er, selbst wenn das Strafurteil rechtskräftig ausfallen würde, 

nicht zurücktreten werde. 

Josef Martinz legt seine Funktion als Landesparteiobmann zurück und tritt aus der ÖVP aus. 

Gabriel Obernosterer wird neuer Obmann. 

In der Öffentlichkeit wird der Ruf nach Neuwahlen laut. LH Gerhard Dörfler (FPK) will davon 

nichts wissen. 

August 2012 Uwe Scheuch erklärt überraschend seinen Rückzug aus der Politik. Seine Funktionen als LHStv. 

und Parteiobmann soll sein Bruder Kurt Scheuch übernehmen. 

Der Spittaler Bürgermeister und Nationalratsabgeordnete Gerhard Köfer (SP) kündigt an bei der 

Nationalratswahl für Team Stronach zu kandidieren. 

Auch der Vizebürgermeister von Spittal an der Drau, Helmut Prasch und drei weitere Gemein-

deräte treten aus der SPÖ aus und wechseln zum Team Stronach. 

Zum dritten Mal blockieren die Abgeordneten der FPK im Landtag einen Neuwahlantrag. 

Frank Stronach verkündet, dass er Bundeskanzler werden will. 

September 

2012 

Beim Parteitag der FPK in Villach wird LHStv. Kurt Scheuch mit 97,35 der Delegiertenstimmen 

zum neuen Landesobmann gewählt. 

Im Landtag wird Wolfgang Waldner (VP) als neuer Landesrat angelobt. Die FPK-Mandatare ver-

lassen zum fünften Mal den Sitzungssaal, um Neuwahlen zu blockieren. 

Die Piratenpartei konstituiert sich mit einem Parteitag in Villach als Landesorganisation und will 
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zur Landtagswahl antreten. Peter Dumrailer wird zum Parteichef gewählt. 

Oktober 2012 Stefan Markowitz, bisher Kärntner Abgeordneter zum Nationalrat des BZÖ, wechselt zum Team 

Stronach. 

November 2012 Nach nur zwei Monaten beendet Gerhard Köfer (Team Stronach) die Zusammenarbeit mit dem 

Wahlkampfleiter der neuen Partei, dem Gailtaler Medienmacher Johannes Berger. 

Dezember 2012 In den frühen Morgenstunden beschließt der Landtag nach einer Sitzungsdauer von 16 Stunden 

seine Auflösung. Die Abgeordneten der FPK bleiben im Sitzungssaal und stimmen ebenfalls zu. 

LH Gerhard Dörfler (FPK) tritt gegenüber der Kleinen Zeitung dafür ein, dass nach der Land-

tagswahl 2013 die stärkste Partei automatisch den Landeshauptmann stellen soll. 

Jänner 2013 Der frühere Klubobmann der SPÖ im Landtag und derzeitige Bürgermeister der Gemeinde St. 

Georgen im Lavanttal, Karl Markut, wechselt zum Team Stronach.  

Fast unverändert gegenüber der vorherigen Liste präsentiert sich der Wahlvorschlag der FPK 

zur Landtagswahl. Neu ist FPÖ-Landesparteiobmann Christian Leyroutz. 

Februar 2013 Der Dritte Nationalratspräsident Martin Graf (FPÖ) schlägt der FPK für Kärnten eine Regie-

rungskoalition mit dem Team Stronach vor. 

März 2013 Die Neuwahlen fallen wie folgt aus: FPK 16,85%; SPÖ 37,13%; ÖVP 14,40%; Grüne 12,10%; 

Team Stronach 11,18% und BZÖ 6,4%. 

Erste Reaktionen auf das Wahlergebnis: Kurt Scheuch tritt als Parteiobmann der FPK zurück, will 

aber Klubobmann im Landtag werden. Das verbliebene Mandat in der Landesregierung wird 

Landesrat Christian Ragger annehmen. 

Frank Stronach teilt mit, dass er sich ein besseres Abschneiden erwartet hätte und überlässt 
Gerhard Köfer die Auswahl bei der Besetzung des Sitzes in der Landesregierung. 

Kurt Scheuch erklärt, dass er auf das Landtagsmandat verzichten werde. Er bleibt aber Bezirks-

parteiobmann von Spittal an der Drau. 

Der geschäftsführende FPK-Obmann Christian Ragger verlangt, dass Gerhard Dörfler und Harald 

Dobernig auf ihre Landtagsmandate verzichten. 

Gerhard Dörfler beharrt weiterhin auf sein direktes Landtagsmandat und würde sogar einen 

Parteiausschluss in Kauf nehmen. 

Beate Prettner wird Erste Landeshauptmannstellvertreterin. 

Das Nationalratsmandat, das Gerhard Dörfler nach seinem Einzug in die Landesregierung zu-

rücklegen muss, übernimmt die Moosburger Gemeinderätin Irene Szep.  

Gaby Schaunig (SPÖ) kehrt in die Landesregierung zurück. Sie wird Zweite Landeshaupt-

mannstellvertreterin und Finanzreferentin. 

FPÖ und FPK werden zusammengeführt. FPÖ-Kärnten-Chef Christian Leyroutz zieht in den 

Landtag ein und wird Klubobmann. 

April 2013 Angelobung des neuen Landeshauptmannes Peter Kaiser (SPÖ). 

Beim Landesparteitag der FPK in St. Veit an der Glan wird Landesrat Christian Ragger zum neu-

en Parteiobmann gewählt. 
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Juni 2013 Bei  freiheitli he  „Wieder erei igu gsparteitag“ sti e  97,3% für die Rü kkehr der FPK 
unter das Dach der FPÖ. 

Juli 2013 Kurt Scheuch stellt seine Funktion als freiheitlicher Bezirksparteiobmann von Spittal an der 

Drau ruhend. 

Martin Rutter wird im Landtag als neuer Abgeordneter des Team Stronach angelobt. 

Die neue Partei Neos kann auch in Kärnten genügend Unterstützungserklärungen für eine Kan-

didatur zum Nationalrat sicherstellen. 

September 

2013 

Der Bauunternehmer Hans Peter Haselsteiner unterstützt die Kandidatur der Neos und strebt 

für den Fall einer Regierungsbeteiligung dieser Partei ein Ministeramt an. 

Kärnten-Ergebnis der Nationalratswahl: SPÖ 32,4%; ÖVP 15,2%; FPÖ 17,9%; BZÖ 10,8%;     

Grüne 11,7%; Team Stronach 6,9%;  Neos 3,7%; Sonstige 1,4%. 

Oktober 2013 Turbulenzen im BZÖ: Nationalratsklubobmann-Stellvertreter Stefan Petzner und der Landtags-

abgeordnete Willi Korak werden aus der Partei ausgeschlossen. Der zweiten Kärntner Abgeord-

neten, Johanna Trodt-Limpl, wird der Ausschluss angedroht. 

BZÖ-Bundesobmann Josef Bucher zieht sich ganz aus der Politik zurück. 

Frank Stronach erklärt, dass Landesrat Gerhard Köfer nicht mehr Landesobmann des Teams 

Stronach sei. Köfer sei mit der Funktion als Landesrat ausgelastet. Zum neuen Landesobmann 

wird Landtagsabgeordneter Siegfried Schalli bestellt. 

Nach einer Auseinandersetzung mit Landesrat Gerhard Köfer tritt Landtagsabgeordneter      

Siegfried Schalli zur FPÖ-Fraktion über. Das Team Stronach verliert damit den Klub-Status im 

Landtag. 

November 2013 Nach dem durch den Wechsel von Siegfried Schalli zur FPÖ eingetretenen Verlust des Klubsta-

tus strebt das Team Stronach in einem Gespräch mit dem Ersten Präsidenten des Landtags, 

Reinhard Rohr (SPÖ), den Status einer Interessensgemeinschaft an. 

Landtagsabgeordnete Johanna Trodt-Limpl wird beim Landeskonvent des BZÖ in Klagenfurt 

ohne Gegenkandidatur zur neuen Parteiobfrau gewählt. 

Dezember 2013 Nach Differenzen mit Landesrat Gerhard Köfer legt die Landesobfrau des Team Stronach, An-

drea Krainer, ihre Funktion per E-Mail an die Bundesparteileitung mit sofortiger Wirkung zu-

rück. 

Der Spittaler Gemeindebeamte Gerhard Klocker übernimmt die Interimsführung beim Team 

Stronach in Kärnten. 

März 2014 Knalleffekt bei der Spitze der ÖVP: Parteiobmann Gabriel Obernosterer und Landesrat Wolf-

gang Waldner stellen ihre Ämter zur Verfügung. Beide Funktionen übernimmt Christian Benger. 

April 2014 Gerhard Klocker wird definitiv zum Landesobmann des Team Stronachs gewählt. 

Der Landesparteivorstand der ÖVP wählt Christian Benger einstimmig zum geschäftsführenden 

Parteiobmann und beruft für 14. Juni den Landesparteitag ein. 

Mai 2014 Ex-Landesrat Wolfgang Waldner (ÖVP) legt nun auch das Mandat als Abgeordneter zum Land-

tag zurück. 

Juni 2014 Villachs Bürgermeister Helmut Manzenreiter (SPÖ) informiert die Öffentlichkeit, dass er den 
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Parteivorsitz an Vizebürgermeister Günther Albel abgeben und zur Bürgermeisterwahl am     
1. März 2015 nicht mehr antreten wird. 

ÖVP-O a  La desrat Christia  Be ger ill de  Partei orsta d u  „Basis- und Gemeinde-

fu ktio äre“ er eiter , die ü er Brief ahl i  de  Bezirke  er ittelt erde . 

Beim Landesparteitag der ÖVP in Feldkirchen sprechen sich 96,7 % für Landesrat Christian Ben-

ger als neuen Landesparteiobmann aus. Fast einstimmig werden auch EU-Abgeordnete     

Elisabeth Köstinger, Bundesrat Christian Poglitsch, Maria Schallehn und Christian Waldmann zu 

Stellvertretern gewählt.  

August 2014 Zum überraschenden Rücktritt des Vizekanzlers und Finanzministers Michael Spindelegger 

(ÖVP) gibt es unterschiedliche Reaktionen von Mandataren der Kärntner Volkspartei. 

Landesrat Christian Ragger (FPÖ) bestätigt, dass es Gespräche mit dem Kärntner BZÖ über eine 
Wiedervereinigung gibt. 

September 

2014 

Laut Landesparteiobfrau Johanna Trodt-Limpl wird als BZÖ bei den kommenden Gemeinde-

ratswahlen nur in Villach mit einer eigenen Liste kandidieren. In 19 weiteren Gemeinden soll es 

gemeinsame Listen mit der FPÖ oder dem Team Stronach geben. 

Der Vizebürgermeister von Moosburg, Georg Malle (ÖVP), tritt zurück und will bei der kom-

menden Gemeinderatswahl mit einer eigenen Liste antreten. 

Antrittsbesuch des neuen Staatssekretärs Harald Maier (ÖVP) in Kärnten. In einem Interview 

mit der Kleinen Zeitung betont der Gurker Bürgermeister Siegfried Kampl (FPÖ), dass die Ein-

führung von Kindergeld, Altersvorsorge und Kinderbeitrag unter Hitlers „Erru ge s hafte  ge-

ese  si d.“ Siegfried Kampl wird wegen des in der Kleinen Zeitung veröffentlichten Textes von 
Bundesobmann Heinz-Christian Strache aus der FPÖ ausgeschlossen. Laut Kärnten FPÖ-

Obmann Landesrat Christian Ragger gab es dazu ein einstimmiges Votum. Der Obmann der 

Ortsgruppe Gurk, Siegfried Wuzella, betont jedoch, dass man geschlossen hinter Kampl stehe. 

Landessprecher Frank Frey wird bei der Mitgliederversammlung der Klagenfurter Grünen zum 

Spitzenkandidaten für die Bürgermeisterwahl gekürt. 

Die Spittaler SPÖ nominiert ihren Bürgermeister Gerhard Pirih als Spitzenkandidaten für die 

Wahl am 1. März 2015. 

Klagenfurts FPÖ-Vizebürgermeister Albert Gunzer gibt kund, dass er bei der Gemeinderatswahl 

am 1. März 2015 mit einer eigenen Liste ins Rennen gehen wird. 

Oktober 2014 Trotz seines Versprechens verzichtet Albert Gunzer nicht auf die Funktion des Vizebürgermeis-
ters der Landeshauptstadt. Ein kurzfristig organisierter Versuch, die erforderlichen Unterschrif-

ten dafür zu erlangen, scheitert. Stadtparteiobmann Wolfgang Germ stellt daraufhin Gunzer ein 

Ultimatum für einen freiwilligen Rücktritt. 

Albert Gunzer unterfertigt eine Erklärung, dass er am 17. Oktober alle Ämter zurücklegen wird. 

Nach dessen Rücktritt wird Wolfgang Germ als neuer FPÖ-Vizebürgermeister von Klagenfurt 

angelobt. Neue FPÖ-Stadträtin für Wirtschaft und Kultur wird die frühere SPÖ-Gemeinderätin 

Brigitte Schmelzer. 

Nach einer Urabstimmung innerhalb der Funktionäre der ÖVP werden 15 Bezirksvertreter neu 

in den Landesvorstand der Partei gewählt. 
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Der Kärntner Landtag bestellt einstimmig den 42-jährigen Juristen Günter Bauer zum neuen 
Chef des Landesrechnungshofes. 

Januar 2015 Der Bürgermeister von Keutschach und frühere Landtagsabgeordnete Gerhard Oleschko ver-

lässt die FPÖ und tritt bei der Gemeinderatswahl mit einer eigenen Liste an. 

Der Spittaler Abgeordnete Christof Staudacher (FPÖ) wird neuer Stellvertreter von Landesrat 

Christian Ragger in der Landesregierung. 

März 2015 Die Gemeinderats- und Bürgermeisterwahlen bringen Gewinne von SPÖ, ÖVP und Grünen. In 

Klagenfurt und in weiteren 36 Gemeinden ist eine Stichwahl für das Bürgermeisteramt erfor-

derlich. 

Bürgermeister-Stichwahlen in 37 Kärntner Gemeinden. In der Landeshauptstadt Klagenfurt 

setzt sich Maria-Luise Mathiaschitz (SPÖ) gegen den bisherigen Amtsinhaber Christian Scheider 
(FPÖ) mit einem Stimmenanteil von 53,3 Prozent durch. Auch in 16 weiteren Gemeinden bringt 

die Wahl einen Wechsel in der Parteizugehörigkeit. In der Gemeinde Preitenegg ist eine neuer-

liche Stichwahl notwendig, da auf beide Kandidaten gleich viele Stimmen entfallen. 

Veldens Bürgermeister Ferdinand Vouk (SPÖ) will sich nicht mehr einer Wiederwahl zum Präsi-

denten des Kärntner Gemeindebundes stellen. 

Die Kärntner Neos ziehen aus ihrer 320 Quadratmeter großen Parteizentrale in Klagenfurt aus 

u d su he  „klei ere Räu li hkeite “. 

Sieger der neuerlichen Stichwahl für das Bürgermeisteramt in Preitenegg ist der bisherige Amts-

inhaber Franz Kogler (ÖVP). 

Nach Rücktritt von Gerald Grosz wird die Kärntner Landtagsabgeordnete Johanna Trodt-Limpl 
neue Bundesobfrau des BZÖ. 

April 2015 Die Ge ei deratsfraktio e  o  SPÖ, ÖVP u d Grü e  i  Klage furt erei are  ei e „Re-

for part ers haft“. 

Gemeinderatsreferentin LH-Stellvertreterin Gaby Schaunig (SPÖ) spricht sich bei der Bürger-

meisterkonferenz in Velden gegen Gemeindezusammenlegungen in Kärnten aus. 

Die Landesregierung hält einen Krisengipfel zur Vorbereitung der Verhandlungen mit dem Bund 

a . La desrat Christia  Ragger FPÖ  efür htet, dass Kär te  „a  Do erstag i ht ehr Teil 

der Repu lik u d kei  sel stä diges Bu desla d“ ehr sei  erde.“ 

Die Verhandlungen verlaufen insofern erfolgreich, als der Bund bereit ist, Kärnten einen Kredit 

zu ge ähre . Ei e euerli he Verha dlu gsru de ri gt ei e „A äheru g“, a er o h kei e 
endgültige Lösung. 

Marion Mitsche wird bei der Landesversammlung der Grünen zur neuen Landessprecherin ge-

wählt. 

Mai 2015 Finanzminister Hans Jörg Schelling (ÖVP) teilt mit, dass er den Kreditvertrag mit Kärnten bereits 

unterschrieben nach Kärnten geschickt hat.  

Die Landesregierung stimmt im Rahmen einer Sondersitzung dem vom Bund vorgelegten Rah-

menvertrag über die Finanzierung zu. Es gibt keine Gegenstimme. 

Der Landtag genehmigt den Finanzierungsvertrag mit dem Bund ebenfalls einstimmig. 
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Juni 2015 Bei der Landesversammlung des Gemeindebundes wird der Bürgermeister von St. Andrä, Peter 
Stauber (SPÖ), zum neuen Präsidenten gewählt. 

September 

2015 

Der neue Bundesgeschäftsführer der SPÖ, Gerhard Schmid, verspricht bei einer Sitzung des 

Parteivorstandes der Kärntner SPÖ eine stärkere Einbindung dieser Landesorganisation in den 

bundesweiten Entscheidungs-prozess. 

Oktober 2015 Laut La desges häftsführer Da iel Fell er ill die Kär t er SPÖ die „ oder ste Regio alpartei 
Österrei hs“ erde  u d dazu Refor s hritte ei leite . 

Die Verhandlungspartner der Dreier-Koalition (SPÖ, ÖVP, Grüne) präsentieren im Landhaus den 

Entwurf der neuen Landesverfassung. 

Die FPÖ fordert eine Volksabstimmung über die geplante Verfassungsreform. Da Änderungen 

früher stets ei sti ig es hlosse  urde , sie das Vorha e  ei e „A ei hu g o  Gru d-
ko se s“. 

Basierend auf dem Konzept der Abschaffung des Proporzsystems beschließt der Landtag mit 

den Stimmen von SPÖ, ÖVP, Grünen, BZÖ und Team Kärnten die Landesregierung aufzufordern, 

ein entsprechendes Verfassungsgesetz zu erarbeiten und zur Beschlussfassung vorzulegen. Die 

FPÖ stimmt dagegen. 

                                  vgl. Kärntner Jahrbücher 2009-2015 

Quellen 

Anderwald, Karl / Filzmeier, Peter / Hren, Karl (Hrsg.): Kärntner Jahrbuch für Politik 2009 , Kärntner Druckerei,     

Klagenfurt 2009 

Anderwald, Karl / Filzmeier, Peter / Hren, Karl (Hrsg.): Kärntner Jahrbuch für Politik 2010, Hermagorasverlag,        

Klagenfurt 2010  

Anderwald, Karl / Filzmeier, Peter / Hren, Karl (Hrsg.): Kärntner Jahrbuch für Politik 2011, Hermagorasverlag,        

Klagenfurt 2011 

Anderwald, Karl / Filzmeier, Peter / Hren, Karl (Hrsg.): Kärntner Jahrbuch für Politik 2012, Hermagorasverlag,        

Klagenfurt 2012  

Anderwald, Karl / Filzmeier, Peter / Hren, Karl (Hrsg.): Kärntner Jahrbuch für Politik 2013, Hermagorasverlag,        

Klagenfurt 2013 

Anderwald, Karl / Filzmeier, Peter / Hren, Karl (Hrsg.): Kärntner Jahrbuch für Politik 2014, Hermagorasverlag,        

Klagenfurt 2014  

Anderwald, Karl / Filzmeier, Peter / Hren, Karl (Hrsg.): Kärntner Jahrbuch für Politik 2015, Hermagorasverlag,        

Klagenfurt 2015  

Autor:   Roman Strauß, Fachhochschule Kärnten 

 

Damit der Text gut verständlich ist, wurde für alle Funktionsbezeichnungen die männliche Form gewählt. Das entspricht mehr-

heitlich der aktuellen Situation. In einer Demokratie sollte es jedoch Ziel sein, dass in allen Positionen sowohl Männer als auch 

Frauen sowie Personen aller Altersgruppe vertreten sind. 
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Sozialpartnerschaft in Kärnten 
 

Lange Zeit hat die österreichische Sozialpartnerschaft 

– als Phänomen der Zweiten Republik - die wirtschaft-

liche und soziale Erfolgsgeschichte Österreichs ge-

prägt und nicht zuletzt dem kleinen Staat Österreich 

den Aufstieg zu einem der reichsten Länder rund um 

den Globus verholfen. Auch im Bundesland Kärnten 

hat sich eine regional bedeutsame Form der Sozial-

partnerschaft entwickelt.  

 

Was ist die Kärntner Sozialpartnerschaft? 

 

Wenn man in Kärnten von Sozialpartnerschaft spricht, 

handelt es sich um die Zusammenarbeit zwischen der 

Arbeiterkammer Kärnten (AK), der Landesorganisation 

des Österreichischen Gewerkschaftsbundes (ÖGB), 

der Landwirtschaftskammer Kärnten (LK), Wirt-

schaftskammer Kärnten (WKK) und der Industriellen-

vereinigung Kärnten (IV). Die Industriellenvereinigung 

(als freiwillige Interessenvertretung der Industrie und 

industrienahen Dienstleister) nimmt in Kärnten eine 

wichtige Rolle ein, da dieser Sektor für ca. 60 Prozent 

der Wertschöpfung und ca. 50 Prozent der Beschäfti-

gung in Kärnten verantwortlich ist. Die Zusammenar-

beit der Kärntner Sozialpartner erfolgt vor allem in 

den Bereichen der Einkommens-, Wirtschafts-, Sozial- 

und Arbeitsmarktpolitik. Man kann also auch von ei-

er „Wirts haftspart ers haft“ spre he . 
 

Arbeitsweise und politischer Stellenwert 

 

In Kärnten funktioniert die Sozialpartnerschaft auf-

grund eines informellen Rahmens, der anlassbezoge-

ne Zusammenarbeitsmuster, dauerhafte Initiativen 

und Formen bundesweiter Sozialpartner-

Übereinkommen ermöglicht. Die Arbeitsfelder der 

Sozialpartner erstrecken sich einerseits auf die Betrie-

be selbst (man spricht von der betrieblichen Sozial-

partnerschaft, welche meist zwischen Geschäftslei-

tung und Dienstnehmern oder Unternehmer und Be-

triebsrat stattfindet) und andererseits auf eine Reihe 

von Institutionen, Gremien, Beiräten und Ausschüssen 

(beispielsweise Kärntner Wirtschaftsförderungsfonds,             

Arbeitsstiftungen, verschiedene Gremien und Kom-

missionen, wie dem Bodenbeschaffungsfonds). 
 

Alle fünf Kärntner Sozialpartner verfolgen gemeinsam 

ein großes Ziel. Die Aufgabe besteht darin, sich von 

politischen Diskussionen und den politisch agierenden 

Gruppen abzusetzen. Die Kärntner Sozialpartner erar-

beiten gemeinsame Lösungsvorschläge und versuchen 

anhand von Zahlen, Daten und Fakten sachorientiert 

zu überzeugen. Die Funktion der Kärntner Sozialpart-

nerschaft liegt in der Beeinflussung grundlegender 

landespolitischer Entscheidungen. Sie stellt einen 

ausgleichenden Faktor zu parteipolitischen Konflikten 

in Kärnten dar und agiert sachbezogen. Die Sozial-

part ers haft i  Kär te  ist „ei  Mittel zu  Ei griff i  
die Politik“. Meist ges hieht das Tätig erde  der So-

zialpartner aus Anlassfällen oder aufgrund von ge-

meinsamen Treffen ohne fixe Tagesordnung. Bei we-

sentlichen Themen, die das Land Kärnten und dessen 

Bevölkerung betreffen, treten die Sozialpartner auch 

in der Öffentlichkeit auf, wie beispielsweise beim 

The a „Hypo-Verkauf“.  
 

Der Stellenwert der Sozialpartnerschaft im politischen 

System Kärntens ist ein hoher, der sich einerseits aus 

der eigenen aktiven Arbeit der Sozialpartner ergibt 

und andererseits aufgrund der politischen Verhältnis-

se in Kärnten (keine absolute Mehrheit in der Regie-

rung). Die Politik in Kärnten ist bemüht, Einigungen 

der Sozialpartner herbeizuführen, um zum einen eine 

breite Akzeptanz der Bevölkerung zu gewährleisten 
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und zum anderen die landespolitischen Entscheidun-

gen leichter durchzusetzen. Seit 2013 werden viertel-

jährlich Sitzungen der Landesregierung gemeinsam 

mit den Sozialpartnern abgehalten, um den ständigen 

Dialog sicherzustellen. 

 

Geschichte der Kärntner Sozialpartnerschaft 

 

Die Entstehung der Kärntner Sozialpartnerschaft 

reicht zurück bis in die unmittelbare Nachkriegszeit 

nach 1945. Bereits 1946 wurden aufgrund sozialpart-

nerschaftlicher Initiativen soge a te „Versorgu gs-

auss hüsse“ ei geri htet u d kurz darauf urde ei e 
zentrale Lohnkommission errichtet. Arbeitnehmer- 

und Arbeitgeberverbände einigten sich im Juli 1946 

auf eine Lohnerhöhung für die unselbständig Beschäf-

tigten um ca. 50 Prozent. Dies geschah aufgrund der 

schlechten wirtschaftlichen Situation Kärntens und 

der angespannten Situation am Arbeitsmarkt. Für die 

schlechte Wirtschafts- und Arbeitsmarktsituation in 

Kärnten zu diesem Zeitpunkt können die geografische 

Randlage, schlecht ausgebaute Infrastruktur, ein ho-

her Agraranteil, schwache Industrie und der Ausfall 

von 26.000 Zwangsarbeitern im Sommer 1945, 

Schwarzhandel und illegale Arbeit genannt werden. 

Bereits wenige Jahre später, nämlich 1950, wurde die 

„Paritätis he Preisko issio  für Fleisch, Obst und 

Ge üse“ gegrü det, als eiteres Erge is der sozial-

partnerschaftlichen Zusammenarbeit. Diese Paritäti-

s he Preisko issio  urde später i  „Beirat“ u e-

nannt. Dass diese Aktivität der Sozialpartner in Kärn-

ten durchaus erfolgreich war, zeigt Ende der 1950er 

Jahre ein Aufschwung (Hochkonjunktur) mit Vollbe-

schäftigung. Unter Berücksichtigung gesamtwirt-

schaftlicher Ziele durch die Kärntner Sozialpartner, der 

Regierung und den Parteien konnte in dieser Zeit auch 

der Ausbau von Energieprojekten (Fragant, 

Draukraftwerkskette), die Elektrifizierung der Eisen-

bahn, der Ausbau der Straßeninfrastruktur, die Betei-

ligung am Wohn- und Siedlungsfonds (zur Lösung von 

Wohnproblemen) und die Schaffung von Grundlagen 

für eine landesweite Wohnbaupolitik durch sogenann-

te Sozialpartnervereinbarungen erzielt werden.  

 

Eine grundsätzliche Kooperationsbereitschaft zwi-

schen den Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbänden 

gab es 1953, um gemeinsam mit der Landesregierung 

Wege aus der Wirtschaftskrise zu finden, da bereits 

1952/53 die Arbeitslosigkeit in Kärnten drastisch zu 

steigen begann. Die Sozialpartner waren sich einig, 

dass die Stabilisierung der Wirtschaft politisch gese-

hen im Vordergrund stehen musste. Weitere große 

Sozialpartner-Impulse folgten, insbesondere im Ge-

sundheitswesen. Vom Beginn der 1960er Jahre bis 

1965 waren formlose Sozialpartner-Absprachen üb-

li h. Vo  der soge a te  „Ha ds hlag-Ära“ ist die 
Rede. Die Grü du g der „Gesells haft zur Förderu g 
e t i klu gsfähiger Ge iete“ (später: Gesells haft zur 
Förderung der Kärntner Wirtschaft) im Jahr 1960 ist 

eine der wichtigsten Sozialpartner-Initiativen in dieser 

Zeit. Die Aufgabe dieser Gesellschaft war es, Möglich-

keiten zur Förderung und Ansiedelung neuer Indust-

riebetriebe in Kärnten zu finden. Die Versorgung von 

Randlagen und die Verbesserung des Lohnniveaus 

waren ihr Ziel. Von 1960 bis 1981 wurde mit Hilfe 

dieser Gesellschaft die Gründung von 140 neuen Be-

trieben unterstützt. Trotz dieses Erfolges musste die 

Kärntner Sozialpartnerschaft aufgrund von Auseinan-

dersetzungen um aktuelle Lohnfragen in den frühen 

1960er Jahren eine Zerreißprobe überstehen. Auch in 

der zweiten Hälfte der 1970er Jahre war die Zusam-

menarbeit der Kärntner Sozialpartner erfolgreich.  

 

Durch Einsetzen eines Wertewandels in den 1980er 

Jahren bzw. Veränderungen im politischen Umfeld 

seit den 1990er Jahren (u.a. löst eine FPÖ/ÖVP-

Koalition in Kärnten die Regierung von SPÖ und ÖVP 

ab) und dem Beitritt Österreichs zur Europäischen 

Union im Jahr 1995 (wirtschaftliche Veränderungen, 

zunehmende Internationalisierung, verstärkter Wett-

bewerb, niedrige Wachstumsraten und Einschränkung 

nationalstaatlicher Handlungsspielräume, steigende 
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Arbeitslosigkeit, Facharbeitermangel) beginnt die So-

zialpartnerschaft in Kärnten einem Wandel zu unter-

liegen: Der Wandel der Kärntner Sozialpartnerschaft 

zeigt sich in Ansätzen am Aufleben neuer Formen von 

Sozialpartnerinitiati e  („Kär t er Fa hkräftegipfel 

der Sozialpart er“ zur Förderu g des Fa hkräf-

tenachwuchses), dem Aufgreifen neuer Themen durch 

die Sozialpart er (z.B. „Allianz für den freien Sonntag“ 
gemeinsam mit den christlichen Kirchen), der institu-

tionellen Infrastruktur (S haffu g der „Kär t er Ar-

eitsstiftu ge “: Verei , der ar eitslose  Me s he  
durch gezielte Ausbildung neue Chancen am Arbeits-

markt gibt) ebenso wie am Stellenwert der Sozialpart-

nerschaft für die Politikgestaltung. 

Autorin:  Andrea Payer, Wirtschaftskammer Kärnten 

Damit der Text gut verständlich ist, wurde für alle Funktionsbezeichnungen die männliche Form gewählt. Das ent-

spricht mehrheitlich der aktuellen Situation. In einer Demokratie sollte es jedoch Ziel sein, dass in allen Positionen 

sowohl Männer als auch Frauen sowie Personen aller Altersgruppen vertreten sind. 

 

Sozialpartner in Österreich - Kontakte: 

Die Sozialpartner Österreich:  www.sozialpartner.at  

 

Wirtschaftskammer Österreich (WKÖ): www.wko.at        

Wirtschaftskammer Kärnten: www.wko.at                                      

Europaplatz 1, 9021 Klagenfurt 

 

Landwirtschaftskammer Österreich (LKÖ):  www.lko.at 

Landwirtschaftskammer Kärnten: www.ktn.lko.at                          

Museumsgasse 5, 9020 Klagenfurt  

 

Bundesarbeiterkammer (BAK): www.arbeiterkammer.at  

Arbeiterkammer Kärnten: www.kaernten.arbeiterkammer.at                

(Beratungszentren in Klagenfurt, Villach, Wolfsberg, St. Veit, Völkermarkt, 
Feldkirchen, Hermagor) 

 

Österreichischer Gewerkschaftsbund (ÖGB): www.oegb.at 

Landesorganisation Kärnten: www.oegb.at                                                        

Bahnhofstraße 44, 9020 Klagenfurt 

Industriellenvereinigung Kärnten (IV): www.iv-kaernten.at  

http://www.sozialpartner.at/
http://www.google.at/url?sa=i&rct=j&q=&esrc=s&source=images&cd=&cad=rja&uact=8&ved=0ahUKEwiKvI2qmd_NAhWC6RoKHTb4Ag0QjRwIBw&url=http://www.karriere.at/f/landwirtschaftskammer-%C3%B6sterreich&psig=AFQjCNER2ViwVi8sLoOhUtJRcReOrtg9AA&ust=1467906859827610
http://www.arbeiterkammer.at/
http://www.google.at/url?sa=i&rct=j&q=&esrc=s&source=images&cd=&cad=rja&uact=8&ved=0ahUKEwjnvKPUm9_NAhWHcBoKHSRZA0cQjRwIBw&url=http://www.gebaerdenwelt.tv/artikel/wirtschaft/arbeitswelt/2013/06/18/20130618403425614.html&psig=AFQjCNFZDfcM-PAyTx5c4DMA-jKyjTbwxw&ust=1467907479146593
http://www.google.at/url?sa=i&rct=j&q=&esrc=s&source=images&cd=&cad=rja&uact=8&ved=0ahUKEwjx5JTcv-vNAhWD6xQKHawBDcYQjRwIBw&url=http%3A%2F%2Fbusinessfrauencenter.at%2Fbfc-netzwerk%2Fclaudia-mischensky%2F57%2F&psig=AFQjCNHepIh64xWaBVuaCem5d1in2P98LA&ust=1468329458222690
http://www.sozialpartner.at/
http://www.wko.at/
http://www.lko.at/
http://www.ktn.lko.at/
http://www.arbeiterkammer.at/
http://www.kaernten.arbeiterkammer.at/
http://www.oegb.at/
http://www.oegb.at/
http://www.iv-kaernten.at/
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Demokratie

Das Wort Demokratie leitet sich von den griechischen Wörtern „demos“ und „kratein“ ab. Das 

bedeutet wörtlich übersetzt „Volksherrschaft“. Demos bedeutet „Das Volk“, und meint hier die 

Bürgerinnen und Bürger, die in einer Demokratie mitbestimmen dürfen, etwa über Wahlen, 

Abstimmungen oder Beteiligung an Diskussionen. Aufgabe der Politik ist es, verbindliche Regelungen 

für das Zusammenleben aller Bürger zu beschließen. Im Idealfall darf jede Person, die diesen Regeln 

unterworfen ist, sich bei der Erstellung beteiligen. In der Realität ist das allerdings nicht der Fall, da 

z.B. Kinder, Strafgefangene oder Ausländer nicht wahlberechtigt sind. Die Regeln werden von 

Parlamenten meist in Form von Gesetzen beschlossen. So ist eines der wichtigsten Merkmale einer 

Demokratie das Vorhandensein eines Parlamentes, das tatsächlich die Gesetze beschließt. In 

Österreich sind dies der Nationalrat, der Bundesrat sowie die neun Landtage. 

 

Übung: Was bedeutet für euch „Demokratie“? 

 Erstellt ein Plakat zum Thema „Demokratie“. Ein paar Denkanstöße: 

• Was bedeutet Demokratie für dich? 

• Was ist dir dabei wichtig? 

• Was sind unverzichtbare Merkmale einer Demokratie? 

Fasst eure Gedanken bzw. eure Standpunkte in einem Slogan zusammen und schreibt ihn auf das 

Plakat. Ihr könnt eure Aussage auch mit Bildern, Grafiken oder Zitaten zum Thema untermauern. 

Wenn alle fertig sind, stellt jede Gruppe ihren Slogan den anderen vor. 

Zum Schluss sollt ihr in einer Gruppendiskussion über folgende Fragen sprechen: 

 

                          Was denkt ihr über die anderen Slogans? 

•      Welche haben euch besonders gut gefallen, welche eher weniger? 

•      Welche Werte, Wünsche und Interessen werden in den verschiedenen Slogans 

     angesprochen? 

•      Wann halte ich es für sinnvoll, einen eigenen Standpunkt anderen nahe zu bringen   

     und sie für meine Meinung zu gewinnen? 

 

                          Autorinnen: Kathrin Stainer-Hämmerle, Vera Ratheiser 
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Die Wahlen 

Wahlen sind eine Technik, Personen für ein bestimmtes Amt auszuwählen bzw. Gremien zu besetzen. 

Erst wenn Wahlen bestimmte Bedingungen erfüllen, sind sie ein wichtiges Merkmal von Demokratie. 

Diese Grundsätze sind in Österreich im Bundes-Verfassungsgesetz festgelegt und lauten: allgemein, 

gleich, unmittelbar, persönlich, frei und geheim. 

Übung: Klassensprecherwahl

Führt in der Klasse eine Klassensprecherwahl nach demokratischen Grundsätzen durch. 

Es ist wichtig, dass ihr die Wahl rechtzeitig ankündigt, damit alle Bescheid wissen, dass bald ein 

Klassensprecher oder eine Klassensprecherin gewählt werden soll.  Gebt darauf Acht, dass möglichst 

alle an diesem Tag anwesend sind. Für jene, die an dem Tag nicht in der Schule sein können, sollt ihr es 

ermöglichen, ihre Stimme mittels eines Briefes (kurz vor oder nach der Wahl) abzugeben.  

Achtet darauf, dass die demokratischen Grundsätze bei der Wahl berücksichtigt werden. 

1. Allgemeines Wahlrecht: Alle Schüler und Schülerinnen der Klasse sollen das Recht bekommen, zu 

 wählen und gewählt zu werden. 

2. Gleiches Wahlrecht: Jede Stimme hat den gleichen Einfluss auf das Wahlrecht, d.h. jeder darf nur 

eine Stimme abgeben. 

3. Unmittelbare Wahlrecht: Der Klassensprecher wird direkt von allen Schülern der Klasse gewählt. 

 Es werden also nicht zuerst ein paar Schüler vorher ausgesucht, die dann alleine den 

 Klassensprecher wählen. 

4. Persönliches Wahlrecht: Ihr sollt verhindern, dass ein Schüler die Stimme stellvertretend für einen 

 anderen abgibt. Daher soll jeder persönlich seine Stimme abgeben können, z.B. wenn er  an  diesem 

 Tag nicht in der Schule ist, soll ihm eine Briefwahl ermöglicht werden.  

5. Geheime Wahlrecht: achtet darauf, dass niemand überredet oder gezwungen wird, einen 

 bestimmten Schüler oder eine bestimmte Schülerin zu wählen. Es darf auch niemand  gezwungen 

 werden, zu sagen, wen er gewählt hat. Daher darf niemand bei der Wahl beobachtet werden. 

6. Freie Wahlrecht: Damit bei der Wahl kein Zwang oder Druck auf einen einzelnen Schüler ausgeübt   

 werden kann, achtet darauf, dass jeder Schüler/jede Schülerin alleine in einer von  euch 

 konstruierten Wahlzelle seinen Stimmzettel ausfüllen und ihn gefaltet oder in einem Kuvert in die 

 Wahlurne werfen darf. 

 

 

 

 

 

 

 



 

 

ARBEITSBLATT 2 MODUL 1 | Hg.: Plattform Politische Bildung des Kärntner Landtags | 2 |  
2 

  

Bearbeitet zunächst folgende Aufgaben und führt danach die Klassensprecherwahl aus: 
 

Welche sieben Merkmale machen einen guten Klassensprecher aus? Kreuze sie an: 

O  Er oder sie sieht gut aus. 

O  Gerechtigkeit ist ihm oder ihr wichtig.  

O  Er oder sie ist sehr gut in der Schule. 

O  Er oder sie hat am meisten Freunde in der Klasse. 

O  Er oder sie kann gut vor großen Gruppen sprechen. 

O  Er oder sie kann Fehler zu geben. 

O  Er oder sie ist vorlaut. 

O Er oder sie kann gut seine bzw. ihre Meinung vertreten. 

O  Er oder sie ist bei den Lehrern beliebt. 

O  Er oder sie ist neutral. 

O Er oder sie ist achtet nur auf seine Vorteile. 

O  Er oder sie ist verantwortungsbewusst. 

O  Er oder sie ist streitsüchtig. 

O  Ihm oder ihr soll die Klassengemeinschaft besonders wichtig sein. 
 

Was sind die Aufgaben eines Klassensprechers? 

O  muss immer die besten Noten schreiben 

O  muss zwischen Klassenkameraden und Lehrern vermitteln 

O  muss jeden Streit in der Klasse schlichten 

O  hat bestimmte Pflichten 

O  muss die Interessen der Klassenkameraden vertreten 

O  muss den anderen bei ihren Hausübungen helfen 

O  ist für die Ordnung in der Klasse zuständig 
 

Präsentation der Klassensprecherkandidaten 

Alle Schüler, die Klassensprecher werden möchten, können sich fünf Minuten vor der Klasse 

präsentieren und folgende Punkte vortragen: 

 Warum sollt ihr mich zum Klassensprecher wählen? 

 Was ist mir besonders wichtig? (Zum Beispiel Gerechtigkeit, Fair ess, Schulkli a, …)  

 Was sind meine Stärken?  
 

Gestaltet einen Stimmzettel in A 4-Größe. Folgende Punkte sollten auf dem Blatt stehen: 

 Klasse sprecherwahl, a …….. 
 Die Namen der Klassensprecherkandidaten deutlich untereinanderschreiben, jeweils mit einem 

Kästchen zum Ankreuzen  

 

Führt die Klassensprecherwahl aus!                                             
                                                                              Autorin: Vera Ratheiser  
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Die Wahlen 

Wahlen sind eine Technik, Personen für ein bestimmtes Amt auszuwählen bzw. Gremien zu besetzen. 

Erst wenn Wahlen bestimmte Bedingungen erfüllen, sind sie ein wichtiges Merkmal von Demokratie. 

Diese Grundsätze sind in Österreich im Bundes-Verfassungsgesetz festgelegt und lauten: allgemein, 

gleich, unmittelbar, persönlich, frei und geheim. 

Übung: Klassensprecherwahl

Führt in der Klasse eine Klassensprecherwahl nach demokratischen Grundsätzen durch. 

Es ist wichtig, dass ihr die Wahl rechtzeitig ankündigt, damit alle Bescheid wissen, dass bald ein 

Klassensprecher oder eine Klassensprecherin gewählt werden soll.  Gebt darauf Acht, dass möglichst 

alle an diesem Tag anwesend sind. Für jene, die an dem Tag nicht in der Schule sein können, sollt ihr es 

ermöglichen, ihre Stimme mittels eines Briefes (kurz vor oder nach der Wahl) abzugeben.  

Achtet darauf, dass die demokratischen Grundsätze bei der Wahl berücksichtigt werden. 

1. Allgemeines Wahlrecht: Alle Schüler und Schülerinnen der Klasse sollen das Recht bekommen, zu 

 wählen und gewählt zu werden. 

2. Gleiches Wahlrecht: Jede Stimme hat den gleichen Einfluss auf das Wahlrecht, d.h. jeder darf nur 

eine Stimme abgeben. 

3. Unmittelbare Wahlrecht: Der Klassensprecher wird direkt von allen Schülern der Klasse gewählt. 

 Es werden also nicht zuerst ein paar Schüler vorher ausgesucht, die dann alleine den 

 Klassensprecher wählen. 

4. Persönliches Wahlrecht: Ihr sollt verhindern, dass ein Schüler die Stimme stellvertretend für einen 

 anderen abgibt. Daher soll jeder persönlich seine Stimme abgeben können, z.B. wenn er  an  diesem 

 Tag nicht in der Schule ist, soll ihm eine Briefwahl ermöglicht werden.  

5. Geheime Wahlrecht: achtet darauf, dass niemand überredet oder gezwungen wird, einen 

 bestimmten Schüler oder eine bestimmte Schülerin zu wählen. Es darf auch niemand  gezwungen 

 werden, zu sagen, wen er gewählt hat. Daher darf niemand bei der Wahl beobachtet werden. 

6. Freie Wahlrecht: Damit bei der Wahl kein Zwang oder Druck auf einen einzelnen Schüler ausgeübt   

 werden kann, achtet darauf, dass jeder Schüler/jede Schülerin alleine in einer von  euch 

 konstruierten Wahlzelle seinen Stimmzettel ausfüllen und ihn gefaltet oder in einem Kuvert in die 

 Wahlurne werfen darf. 
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Bearbeitet zunächst folgende Aufgaben und übt danach die Klassensprecherwahl aus: 
 

Welche sieben Merkmale machen einen guten Klassensprecher aus? Kreuze sie an: 

O  Er oder sie sieht gut aus. 

O  Gerechtigkeit ist ihm oder ihr wichtig.  

O  Er oder sie ist sehr gut in der Schule. 

O  Er oder sie hat am meisten Freunde in der Klasse. 

O  Er oder sie kann gut vor großen Gruppen sprechen. 

O  Er oder sie kann Fehler zu geben. 

O  Er oder sie ist vorlaut. 

O Er oder sie kann gut seine bzw. ihre Meinung vertreten. 

O  Er oder sie ist bei den Lehrern beliebt. 

O  Er oder sie ist neutral. 

O Er oder sie ist achtet nur auf seine Vorteile. 

O  Er oder sie ist verantwortungsbewusst. 

O  Er oder sie ist streitsüchtig. 

O  Ihm oder ihr soll die Klassengemeinschaft besonders wichtig sein. 
 

Was sind die Aufgaben eines Klassensprechers? 

O  muss immer die besten Noten schreiben 

O  muss zwischen Klassenkameraden und Lehrern vermitteln 

O  muss jeden Streit in der Klasse schlichten 

O  hat bestimmte Pflichten 

O  muss die Interessen der Klassenkameraden vertreten 

O  muss den anderen bei ihren Hausübungen helfen 

O  ist für die Ordnung in der Klasse zuständig 
 

Präsentation der Klassensprecherkandidaten 

Alle Schüler, die Klassensprecher werden möchten, können sich fünf Minuten vor der Klasse 

präsentieren und folgende Punkte vortragen: 

• Warum sollt ihr mich zum Klassensprecher wählen? 

• Was ist mir besonders wichtig? (Zum Beispiel Gerechtigkeit, Fairness, Schulklima, …)  

• Was sind meine Stärken?  
 

Gestaltet einen Stimmzettel in A 4-Größe. Folgende Punkte sollten auf dem Blatt stehen: 

• Klassensprecherwahl, am…….. 

• Die Namen der Klassensprecherkandidaten deutlich untereinanderschreiben, jeweils mit einem 

Kästchen zum Ankreuzen  

 

Führt die Klassensprecherwahl aus!                                             
                                                                              Autorin: Vera Ratheiser  
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Parteien 

Politische Parteien entstehen, wenn Menschen, die für die gleichen politischen Ziele kämpfen, sich 

zusammenschließen. Parteien wählen Personen aus, die in ihrem Namen in Parlamenten und anderen 

Institutionen arbeiten und dort mitentscheiden können. Parteien beeinflussen also die 

Personalzusammensetzung, was man auch Rekrutierungsfunktion nennt. Außerdem haben sie die 

Aufgabe, verschiedene Interessen zu sammeln und weiterzugeben, damit sie in der Politik Gehör 

finden und die Entscheidungen dort beeinflussen können (Aggregatsfunktion).  Zudem achten Parteien 

darauf, dass Macht und Herrschaft in einem Staat ordnungsgemäß und rechtmäßig ausgeübt werden. 

Vor einer Wahl finden jeweils die Wahlkämpfe statt, bei denen die einzelnen Parteien möglichst viele 

Stimmen gewinnen wollen, damit ihr Einfluss im Staat größer wird. Sie arbeiten häufig mit 

Wahlplakaten. 

 

Übung: Parteigründung - Wahlplakat

Bildet eine Gruppe von 3-5 Schülern. Eure Aufgabe ist, eine Partei zu gründen und sie der Klasse 

vorzustellen. Dazu könnt ihr ein Wahlplakat erstellen, auf dem folgende Punkte stehen sollen: 

• Name der Partei 

• Logo der Partei 

• Slogan der Partei 

• Themen und Grundsätze, die für eure Partei besonders wichtig sind 

Wenn ihr das Plakat fertiggestellt habt, können alle Gruppen ihre Parteien mit Hilfe ihres Wahlplakates 

5 Minuten vor der Klasse präsentieren. Anschließend könnt ihr euch austauschen, was euch bei den 

Präsentationen gut gefallen hat und was nicht. 

 

 

 

 

 

 

 

 

Autorinnen: Vera Ratheiser, Kathrin Stainer-Hämmerle 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



Kodex für PolitikerInnen an Schulen 

Wir verpflichten uns, …. 

1. … kein Werbematerial mit Parteilogo und keine Wahlgeschenke zu 

verteilen. Dies ist an Schulen untersagt. 

2. … die SchülerInnen über Themen faktengetreu und ausgewogen zu 

informieren. Die SchülerInnen sollen in ihrer Meinungsbildung nicht durch 

einseitige Darstellungen beeinflusst werden.  

3. … unsere Vorbildfunktion bei den Jugendlichen wahrzunehmen, besonders 

punkto Wortwahl und Diskussionsstil. 

4. … bei Diskussionen darauf zu achten, auf der sachlichen Ebene zu 

diskutieren und niemanden persönlich anzugreifen. 

5. … keine Abzeichen zu tragen und keine Autogramme zu geben. 

6. … keine Fotos oder Filme mit  SchülerInnen / LehrerInnen aufnehmen zu 

lassen und diese für Soziale (digitale) Netzwerke oder Werbezwecke zu 

verwenden.  

7. … uns nur im Einvernehmen mit der Schulleitung, den LehrerInnen und 

SchülerInnen ausschließlich für die Öffentlichkeitsarbeit der Schule 

fotografieren zu lassen. 

 

 

     ……………………………                                  ………………………………………………………..                           

Datum                                                       Unterschrift 
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Die Idee

 

 

 

 

 

 

Foto: Erster Landtagspräsident Ing. Reinhart ROHR 

Schon seit meiner Wahl zum Landtagspräsidenten im 

März 2013 beschäftige ich mich intensiv mit dem Vor-

haben, allen Kärntner Jugendlichen die politische Ar-

beit in unserem Bundesland Kärnten näher zu bringen 

und die dazugehörigen Informationen und Grundla-

gen, im Projekt: PLATTFORM – POLITISCHE BILDUNG, 

dafür zu schaffen. 

Bei allen Landtagssitzungen besuchen uns Schülerin-

nen und Schüler und verfolgen diese sehr interessiert 

mit. Diese Besuche und Aktivitäten sind aber auch 

immer vom Engagement der sie begleitenden Päda-

goginnen und Pädagogen abhängig und getragen. 

Inzwischen findet auch zweimal jährlich ein sogenann-

ter „Schülerlandtag“ statt, der in enger Abstimmung 

mit der Kärntner Schülervertretung organisiert und 

vorbereitet wird. Die daraus resultierenden Beschlüs-

se werden allen Landtagsparteien übermittelt und so 

finden dann viele Themen auch in Form von Anträgen 

Eingang in die Arbeit des von den Kärntnerinnen und 

Kärntnern gewählten Landtages. Dafür gilt es auch 

ganz offiziell danke zu sagen. Das alles ist aus meiner 

Sicht auch weiter besonders zu unterstützen und fort-

zuführen. 

Darüber hinaus geht es mir aber auch um die Verbrei-

terung dieser Aktivitäten und die konsequente Verfol-

gung meines Zieles noch viel mehr, ja möglichst alle 

Jugendlichen zu erreichen und den Dialog mit der 

Kärntner Politik zu forcieren. Das Projekt: PLATTFORM 

- POLITISCHE BILDUNG in Kärnten soll die Basis dafür 

sein. Die wichtige Grundlagenarbeit dafür, wurde un-

ter Einbindung der Fachhochschule Kärnten, der Uni-

versität Graz, der Pädagogischen Hochschule Kärnten, 

dem Landesschulrat für Kärnten, Elternvertretern und 

vielen engagierten Pädagoginnen und Pädagogen in 

den letzten eineinhalb Jahren geleistet. Ziel ist es, für 

die Jugendlichen möglichst informative und interakti-

ve Informationen zur Verfügung zu stellen, die ihr 

Interesse an politischen Fragen und das Verstehen 

von Zusammenhängen und Wirkungsweisen von poli-

tischen Entscheidungen erwecken.  

Zum Zweiten sollen alle Pädagoginnen und Pädagogen 

gut aufbereitete Unterrichtsgrundlagen zu Themen 

und Projekten im Unterrichtsgegenstand „Politische 

Bildung“ - hoffentlich bald auch gesetzlich verpflich-

tend festgeschrieben - zur Verfügung gestellt bekom-

men. Dass dabei auch alle 36 Damen und Herrn Abge-

ordneten des Kärntner Landtages gefordert sind, die-

ses Projekt in der praktischen Umsetzung mit Leben 

und Inhalt zu erfüllen, ist für mich selbstverständlich.  

Sollten Schulen bzw. Schulklassen Themen und Pro-

jekte bearbeiten, können auch Abgeordnete der Regi-

on eingeladen werden, direkt vor Ort Rede und Ant-

wort zu stehen, ebenso möglich ist die Präsentation 

von Projekten im Rahmen von Landtagsitzungen und 

entsprechende Diskussionsrunden mit den Abgeord-

neten im Landhaus. 

Parteipolitische Vereinnahmung oder politische Ein-

seitigkeit darf und wird es anhand der verbindlichen 
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Ethikregeln in diesem Dialog zwischen Jugend und 

Politik nicht geben. Vielmehr sollte aus meiner Sicht 

erreicht werden, dass möglichst alle jungen Kärntne-

rinnen und Kärntner, wenn sie mit 16 wählen gehen, 

genau wissen warum sie am demokratischen Ent-

scheidungsprozess aktiv teilnehmen und wem sie ihre 

Stimme geben. Die unabhängige Urteilsfähigkeit zu 

den Fragen des Lebens und der gesellschaftlichen 

Entwicklung, das Mitmachen und sich einmischen, 

Standpunkte zu haben und diese zu vertreten, etwas 

bewirken zu wollen und das auch zu können, sind die 

wichtigsten und wesentlichsten Merkmale einer le-

bendigen Demokratie. Und genau deshalb sind Sie alle 

sehr herzlich eingeladen aktiv mitzumachen. 

 

Am Beginn eines NEUEN PROJEKTES stehen immer 

auch die Spannung und viele Fragen: Wie wird es an-

genommen? Haben wir alles gut überlegt, vorbereitet 

und richtig gemacht? Sie alle sind eingeladen auf diese 

Fragen zu reagieren und mitzumachen. Begeben wir 

uns auf die gemeinsame Reise eines spannenden Dia-

loges in unserem Projekt: PLATTFORM – POLITISCHE 

BILDUNG. 

Viele Freude, Erfolg und liebe Grüße, Ihr 

 

Reinhart Rohr 

 

 

 

 

 

 

Teilnehmende Politiker und Politikerinnen haben sich an folgende Charta zu halten: 

Kodex für PolitikerInnen an Schulen 
Wir verpflichten uns, 

1. … kein Werbematerial mit Parteilogo und keine Wahlgeschenke zu verteilen. Dies ist an Schulen untersagt. 

2. … die SchülerInnen über Themen faktengetreu und ausgewogen zu informieren. Die SchülerInnen sollen in ihrer Mei-

nungsbildung nicht durch einseitige Darstellungen beeinflusst werden.  

3. … unsere Vorbildfunktion bei den Jugendlichen wahrzunehmen, besonders punkto Wortwahl und          Diskussionsstil. 

4. … bei Diskussionen darauf zu achten, auf der sachlichen Ebene zu diskutieren und niemanden persönlich anzugreifen. 

5. … keine Abzeichen zu tragen und keine Autogramme zu geben. 

6. … keine Fotos oder Filme mit SchülerInnen / LehrerInnen aufnehmen zu lassen und diese für Soziale (digitale) Netzwer-

ke oder Werbezwecke zu verwenden.  

7. … uns nur im Einvernehmen mit der Schulleitung, den LehrerInnen und SchülerInnen ausschließlich für die Öffentlich-
keitsarbeit der Schule fotografieren zu lassen. 

Wenn Sie an unseren Angeboten (Besuch im Landtag, Gesprächsrunden mit Politikern und Politikerinnen, etc.) 

oder näheren Auskünften interessiert sind, wenden Sie sich bitte an: 

Kärntner Landtagsamt, Landhaus, 9020 Klagenfurt am Wörthersee 

Frau Kerstin Meschuh, Tel.: 0463 / 57757 – 202,  kerstin.meschuh@ktn.gv.at oder post.landtagsamt@ktn.gv.at  

www.kaerntner-landtag.ktn.gv.at 
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Das Angebot

Politische Bildung ist in Österreich seit 1978 Unter-

richtsprinzip. Dieses sieht in allen Schultypen, Schul-

stufen und Unterrichtsgegenständen die Vermittlung 

von Inhalten des politischen Systems, Grundlagen 

unserer Demokratie und die Auseinandersetzung mit 

aktuellen Ereignissen vor. Ergänzend dazu ist Politi-

sche Bildung als selbstständiger Unterrichtsgegen-

stand oder als Kombinations- bzw. Flächenfach in den 

Lehrplänen verankert, ab Herbst 2016 auch in Form 

von Pflichtmodulen in der Unterstufe der Allgemein 

bildenden höheren Schulen (AHS) bzw. an den Neuen 

Mittelschulen (NMS).  

Grundlage für diese fächer- und altersübergreifende 

Vermittlung sind neben den Lehrplänen der 2015 ak-

tualisierte Grundsatzerlass Politische Bildung sowie 

das 2008 beschlossene Kompetenzmodell und der 

Beutelsbacher Konsens. Zentrale Grundsätze sind das 

Kontroversitätsgebot, das Überwältigungsverbot so-

wie die Förderung der Analysefähigkeit von Schülerin-

nen und Schülern. So sind neben einer didaktischen 

Aufbereitung und dem Abbilden von Kontroversen aus 

Politik und Gesellschaft im Unterricht auch das Zulas-

sen und Fördern von Gegenpositionen und deren Be-

gründung sowie mitunter die Offenlegung persönli-

cher Meinungen wichtig. Keinesfalls dürfen Lehrkräfte 

politische Bildung zum Anlass einer Werbung für ihre 

persönlichen politischen Auffassungen oder Einstel-

lungen machen. Lehrende haben darauf zu achten, 

dass die Schülerinnen und Schüler ein selbstständiges 

Urteil gewinnen, eine kritisch-abwägende Distanz 

aufrechterhalten können und abweichende Stellung-

nahmen oder Meinungen keinesfalls diskreditiert 

werden. Politische Bildung soll bei den Lernenden 

fachspezifische Kompetenzen wie Sachkompetenz, 

Methodenkompetenz, Urteilskompetenz und Hand-

lungskompetenz anbahnen. Zur Politischen Bildung 

gehört auch die Auseinandersetzung mit Vielfalt in 

Schule und Alltag. Sie ist expliziter Teil des Unter-

richtsprinzips interkulturelles Lernen. In der Beschäfti-

gung mit Vielfalt und besonders Minderheitenfragen 

liegt daher ein Schnittpunkt zwischen Politischer Bil-

dung und interkulturellem Lernen. Kärnten hat auf-

grund seiner Geschichte und der gewachsenen Zwei-

sprachigkeit eine besondere Aufgabe. All dem sieht 

sich auch die Plattform Politische Bildung verpflichtet. 

Eine besondere Rolle bei der Umsetzung politischer 

Bildung kommt laut Grundsatzerlass der Begegnung 

mit Personen und Institutionen des Politischen (Poli-

tik, Interessensvertretungen, NGOs, Bürgerinitiativen, 

Medien, etc.) zu. Die Einbeziehung externer Akteu-

re/Akteurinnen bzw. Anbieterinnen und Anbieter 

Politischer Bildung hat einen wichtigen Mehrwert, da 

Schule kein abgeschlossener, sondern immer in ein 

konkretes gesellschaftliches Umfeld eingebetteter 

Bereich ist. 

Das Verständnis und die Ziele politischer Bildung sind 

daher gut dokumentiert. Für die konkrete Umsetzung 

im Unterricht fehlt es aber oft an passenden Materia-

lien, die Organisation von Besuchen im Landtag erfor-

dert einen hohen zusätzlichen Zeitaufwand, gute 

Ideen von engagierten Lehrerinnen und Lehrern fin-

den oft viel zu wenig Beachtung. Diesen Defiziten will 

die Plattform Politische Bildung in erster Linie begeg-

nen.   
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Das Angebot der Plattform Politische Bildung besteht 

daher aus drei Säulen: 

1. Ergänzende Unterrichtsmaterialien und ein-

führende Erklärung mit Kärntenbezug  

2. Unterstützung bei der Organisation sowie bei 

der Vor- und Nachbereitung eines Besuchs im 

Landhaus bzw. für Kontakte zu Landespoliti-

kern, die auch zu Diskussionen in die Schulen 

eingeladen werden können 

3. Darstellung und Vernetzung von Initiativen 

der politischen Bildung 

Wir bieten Ihnen daher auf diesen Seiten Arbeitstexte, 

Übungsblätter und vertiefende Texte zu den ver-

schiedensten Themen rund um die Kärntner Landes-

politik, Gesellschaft oder Zeitgeschichte. Weiters fin-

den Sie Ansprechpartner für die Organisation eines 

Besuchs im Landhaus, etwa um eine Landtagssitzung 

live zu beobachten oder um mit Abgeordneten aktuel-

le Themen zu diskutieren. Durch die Unterzeichnung 

eines Kodex (link auf Kodex) verpflichten sich alle teil-

nehmenden Politiker den Geboten der Neutralität, der 

Ausgewogenheit und der Sachlichkeit.  

Was wir uns aber besonders wünschen, ist der Beginn 

eines regen Austauschs über Inhalte, Projekte und 

Erfahrungen im Bereich politischer Bildung zwischen 

Lehrenden, Schülerinnen und Schülern, politischen 

Mandataren sowie zwischen Theorie und Praxis. Die 

Plattform ist daher bewusst offen gehalten für die 

Weiterentwicklung durch Schülerinnen und Schüler, 

Lehrerinnen und Lehrer und Expertinnen und Exper-

ten. Sie alle sind eingeladen, die interaktiven Angebo-

te der Plattform zu nutzen und durch eigene Materia-

lien und „best practice“-Erfahrungen, Projekte und 

Initiativen zu bereichern. 

Politische Bildung ist in einer Demokratie ein umfas-

sender Auftrag. Bürger, die eine aktive Rolle spielen, 

die ihr Wahlrecht nutzen und kritisch die Leistungen 

von politischen Entscheidungsträgern beurteilen, sind 

die Grundlage jeder Demokratie. Wir hoffen hierfür 

mit Ihrer Hilfe und Unterstützung einen Startschuss zu 

geben. So wie sich unsere Gesellschaft, unsere Um-

welt und die Rahmenbedingungen von Politik ständig 

verändern, sollte sich auch die Plattform Politische 

Bildung laufend weiterentwickeln.   

In diesem Sinne laden wir Sie alle herzlich ein an unse-

rem Projekt mitzuwirken.  

Kathrin Stainer-Hämmerle (Fachhochschule Kärnten) 

und Jürgen Pirker (Universität Graz) 

 

 

 

 

Weiterführende Hinweise:  

Der Grundsatzerlass Politische Bildung:  

http://www.politik-lernen.at/site/basiswissen/politischebildung/unterrichtsprinzip/article/105419.html 

Das Kompetenzmodell Politische Bildung:  

https://www.bmbf.gv.at/schulen/unterricht/ba/glv_kompetenzmodell_23415.pdf?4dzgm2 

Der Beutelsbacher Konsens: http://www.bpb.de/die-bpb/51310/beutelsbacher-konsens 
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Was ist Demokratie?

Das Wort Demokratie leitet sich von den griechischen 

Wörter  „de os“ u d „kratei “ a . Das edeutet 
wörtli h ü ersetzt „Volksherrs haft“. De os edeutet 
„Das Volk“, u d ei t hier die Bürgeri e  u d Bür-

ger, die in einer Demokratie mitbestimmen dürfen, 

etwa über Wahlen, Abstimmungen oder Beteiligung 

an Diskussionen. Aufgabe der Politik ist es, verbindli-

che Regelungen für das Zusammenleben aller Bürger 

zu beschließen. Im Idealfall darf jede Person, die die-

sen Regeln unterworfen ist, sich bei der Erstellung 

beteiligen. In der Realität ist das allerdings nicht der 

Fall, da z.B. Kinder, Strafgefangene oder Ausländer 

nicht wahlberechtigt sind. Die Regeln werden von 

Parlamenten meist in Form von Gesetzen beschlos-

sen. So ist eines der wichtigsten Merkmale einer De-

mokratie das Vorhandensein eines Parlamentes, das 

tatsächlich die Gesetze beschließt. In Österreich sind 

dies der Nationalrat, der Bundesrat sowie die neun 

Landtage. 

Verschiedene Formen 

Die vorherrschende Form von Demokratie ist in den 

meisten Ländern die repräsentative Demokratie. Hier 

wählen alle Wahlberechtigten Vertreter in die Parla-

mente, die dann dort das Volk repräsentieren. Das 

bedeutet, sie vertreten die Meinungen und Wünsche 

der Bevölkerung und stimmen an ihrer Stelle ab. Sie 

werden Abgeordnete genannt, sind üblicherweise in 

Parteien organisiert und müssen sich alle fünf oder 

sechs Jahre der Wiederwahl stellen. 

Daneben gibt es aber auch noch andere Formen der 

Demokratie. In der Schweiz z.B. ist die direkte Demo-

kratie stark ausgebaut. Das bedeutet, dass die Bürger 

direkt in einer Sachfrage mitentscheiden dürfen – 

etwa in Form von Volksabstimmungen, Volksbefra-

gungen oder Volksbegehren. Bei der direkten Demo-

kratie entscheidet das Volk an Stelle des Parlaments, 

ob ein Gesetz gelten soll oder nicht. In der Schweiz 

werden die Bürger ungefähr alle drei Monate zu Ab-

stimmungen über die verschiedensten Themen aufge-

rufen.1  

In Österreich gab es erst zwei Volksabstimmungen. Im 

Jahr 1978 lehnten die Österreicher die Inbetriebnah-

me des Atomkraftwerkes Zwentendorf ab. 1994 

stimmten sie für den Beitritt Österreichs zur Europäi-

schen Union. Auch auf Landes- und Gemeindeebene 

sind derartige Abstimmungen möglich. So durften 

1920 jene Bevölkerungsteile, die südlich der Drau 

wohnten, über den Verbleib bei der Republik Deutsch-

Österreich abstimmen. Jedes Jahr wird am 10. Okto-

ber an diese Abstimmung erinnert. Allerdings wurde 

diese Befragung durch den Friedensvertrag von St. 

Germain 1919 festgelegt und fand nicht auf Grundlage 

der österreichischen Bundesverfassung (B-VG) statt.  

Das B-VG sieht auch Volksbefragungen vor, deren 

Ergebnisse für die Politik nicht verbindlich sind. In 

Kärnten fanden bisher drei statt: 1980 zur Erhaltung 

des Nockgebietes als Landschafts- und Naturschutz-

gebietes, 1987 über die Abhaltung von Olympischen 

Spielen in Kärnten gemeinsam mit Italien und Slowe-

nien sowie 1999 über die Müllverbrennungsanlage in 

Arnoldstein.  

Die dritte und jüngste Möglichkeit demokratische 

Entscheidungen zu treffen, ist  die Form der partizipa-

tiven Demokratie. Hier beteiligt sich das Volk stärker 

bei der Beratung über neue Gesetze oder Vorhaben, 

abgestimmt wird von der Politik bzw. den gewählten 

Vertreterinnen und Vertretern. Diese Form ist noch 

nicht sehr bekannt, aber wird seit einigen Jahren in 

manchen Gemeinden und Bundesländern bereits er-

probt. So hat Vorarlberg die partizipative Demokratie 
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in Form der Bürgerräte in der Landesverfassung ver-

ankert.2 

Grund- und Menschenrechte 

In einer Demokratie ist aber nicht nur die Art, wie 

Gesetze erlassen werden, entscheidend, sondern auch 

die Wahrung von Grund- und Menschenrechten. Ohne 

die Garantie auf Leben, Eigentum und Freiheit ist eine 

Demokratie nicht möglich. Besonders Meinungs-, Ver-

sammlungs- und Redefreiheit sind wichtig, wenn das 

Volk sich politisch beteiligen soll. Denn ohne den 

freien Austausch von Meinungen und Argumenten 

unter den Bürgern mithilfe von freien Medien kann 

keine ausreichende Meinungsbildung stattfinden.  

Doch auch bei Abstimmungen darf die Mehrheit nicht 

immer entscheiden. Denn das würde bedeuten, dass 

Minderheiten (das sind kleine Gruppen von Personen, 

die sich etwa durch ihre Sprache, Hautfarbe, Religion 

oder Herkunft vom Rest der Bevölkerung unterschei-

den) immer überstimmt und ihre Rechte nicht ge-

wahrt werden. Daher garantieren Demokratien aus-

drücklich die Rechte von Minderheiten. Die einzelnen 

Bestimmungen dazu sind üblicherweise in der Verfas-

sung oder in internationalen Abkommen wie der Eu-

ropäischen Menschenrechtkonvention (EMRK) oder 

der Charta der Grundrechte der EU aufgezählt.  

Wer bestimmt in einer Demokratie? 

Das Volk wählt seine Vertreter immer für eine be-

stimmte Zeitspanne. So wird der Bundespräsident alle 

sechs Jahre gewählt, die Abgeordneten zum National-

rat und der Landtage alle fünf Jahre (Ausnahme 

Oberösterreich alle sechs) und die Abgeordneten in 

den Gemeinderäten alle sechs Jahre. In sechs Bundes-

ländern (Burgenland, Kärnten, Oberösterreich, Salz-

burg, Tirol und Vorarlberg) werden auch die Bürger-

meister direkt vom Volk gewählt. Durch diese regel-

mäßig stattfindenden Wahlen hat die Bevölkerung die 

Möglichkeit, das Zustandekommen der Gesetze zu 

beeinflussen. So können sie jene Politiker, mit deren 

Abstimmungsverhalten sie nicht einverstanden sind, 

wieder abwählen, indem sie eine andere Partei unter-

stützen.  

Bei uns in Österreich wählt man aber nicht eine ein-

zelne Person, sondern eine ganze Partei. Eine Partei 

ist der Zusammenschluss von Menschen mit ähnlichen 

Anschauungen und Zielen. Diese Anschauungen, Ziele 

und Lösungen sind in einem Parteiprogramm nieder-

geschrieben und festgelegt. Die einzelnen Parteien 

versuchen die Bürger von einem Parteiprogramm zu 

überzeugen und sie dazu zu bringen diese Partei zu 

wählen.3 

Nicht direkt vom Volk gewählt werden hingegen der 

Bundeskanzler, die Bundesminister sowie die Landes-

hauptleute und die weiteren Mitglieder der Landesre-

gierung. Diese Funktionen gehören nicht der gesetz-

gebenden (legislativen) Gewalt an, sondern sind Teil 

der Regierung (exekutive Gewalt). Sie sind daher zu-

ständig für die Umsetzung der Gesetze, etwa in Form 

von Verordnungen. Das sind Vorschriften für die Ver-

waltung, wie etwa Beamte, die Gesetze anzuwenden 

haben. Gemeinsam mit der rechtssprechenden (judi-

kativen) Gewalt, den Gerichten, achten sie auf die 

Ausführung und Einhaltung von Gesetzen.  

Wie funktioniert eine Demokratie? 

Ein grundlegendes Element der Demokratie sind Wah-

len. Durch sie bekommen alle wahlberechtigten Bür-

ger in einem Staat die Möglichkeit politisch mitzube-

stimmen.  

Ein weiterer wichtiger Grundsatz der Demokratie ist 

die bereits erwähnte Gewaltentrennung zwischen 

gesetzgebenden, vollziehenden und rechtssprechen-

den Organen. Durch sie wird gewährleistet, dass nicht 

eine einzelne Person, Partei oder Institution alleine 

die ganze Macht im Staat besitzt. Durch die Aufteilung 

der Macht auf verschiedene Bereiche, Institutionen 
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und Personen wird ein Machtmissbrauch verhindert. 

In Österreich haben wir das sogenannte 3-Säulen-

System. Es besteht aus der Legislative (Parlament), die 

für die Gesetzgebung zuständig ist, die Exekutive oder 

auch Verwaltung und die Judikative (Gerichtsbarkeit).4 

Keine dieser drei Gewalten kann allein herrschen. Sie 

müssen miteinander kooperieren, um die Regeln für 

unser Zusammenleben zu beschließen, umzusetzen 

und deren Einhaltung zu kontrollieren. 

Eine andere Form der Gewaltenteilung ist der Födera-

lismus in Österreich. Das bedeutet, dass neben dem 

Gesamtstaat (Bund) auch die neun Bundesländer ei-

gene Gesetze erlassen können. In diesem Fall ent-

scheiden die Landtage. Damit sich die Gesetze nicht 

widersprechen, sind die einzelnen Entscheidungsbe-

reiche durch die Kompetenzverteilung geregelt.    

Weiters dürfen auch die Gemeinden manche Angele-

genheiten selbst regeln im Rahmen ihrer Selbstver-

waltung. 

Noch eine wichtige Form der Gewaltentrennung ist 

die zeitliche Gewaltentrennung. Das bedeutet, dass 

nicht immer dieselbe Partei regieren soll. Durch Wah-

len können die Bürger dafür sorgen, dass Parteien 

abwechselnd in der Regierung und dann wieder in der 

Opposition sind. Oppositionsparteien sind jene Partei-

en, die keine Minister oder Landesregierungsmitglie-

der stellen und daher im Parlament die Regierung 

kontrollieren.  

 

 

 

                                                           
1 Unter https://www.admin.ch/gov/de/start/dokumentation/abstimmungen.html finden sich mehr Informationen zu 

den Abstimmungen in der Schweiz. 
2 Dafür hat das Amt der Vorarlberger Landesregierung ein Büro für Zukunftsfragen eingerichtet. Mehr Informationen 
dazu unter: https://www.vorarlberg.at/vorarlberg/umwelt_zukunft/zukunft/buerofuerzukunftsfragen/start.htm  
3 Vgl. demokratiewebstatt.at (2015b). [online]. 
4 Vgl. demokratiewebstatt.at (2015c). [online]. 

 

Weiterführende Links: 

 

Europäischen Menschenrechtkonvention (EMRK): http://www.menschenrechtskonvention.eu/ 

Charta der Grundrechte der EU: http://eur-lex.europa.eu/legal-con-

tent/DE/TXT/HTML/?uri=URISERV:l33501&from=DE  
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Damit der Text gut verständlich ist, wurde für alle Funktionsbezeichnungen die männliche Form gewählt. Das entspricht mehr-

heitlich der aktuellen Situation. In einer Demokratie sollte es jedoch Ziel sein, dass in allen Positionen sowohl Männer als auch 

Frauen sowie Personen aller Altersgruppen vertreten sind. 
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Politisches Ha del  i  ei er De okratie

Ziel politischen Handelns 

Aufgabe und Ziel der Politik ist es, allgemein verbindli-

che Regelungen für unser Zusammenleben festzule-

gen.1 Somit ist jedes Handeln, das Entscheidungen 

über neue Gesetze oder auch informelle Vereinbarun-

gen zu beeinflussen sucht, eigentlich bereits politi-

sches Handeln, unabhängig vom Erfolg des Versuches. 

Die Auswirkungen politischen Handelns reichen jeden-

falls über den privaten Bereich hinaus, wirken dem-

nach öffentlich und verfolgen eine Änderung der sozi-

alen Rahmenbedingungen. Dabei ist politisches Han-

deln meist interaktiv, findet also gemeinsam mit an-

deren Menschen statt, aber auch Taten einzelner Per-

sonen können großen Einfluss haben.  

Vielerlei Ereignisse verändern unser soziales Umfeld. 

Manchmal sehr abrupt wie der Anschlag von Terroris-

ten, die Aufdeckung eines Skandals durch Journalisten 

oder die Entscheidung eines Politikers in einer Krisen-

situation. Oft erfolgt die Veränderung über einen län-

geren Zeitraum und in einem parlamentarischen Pro-

zess mit vielen Akteuren wie bei Reformen des Sozial-

staates oder bei internationalen Beziehungen zwi-

schen Staaten. Immer aber versuchen Personen, teil-

weise unterstützt von den Medien, die Veränderun-

gen und die ihnen zugrunde liegenden oder daraus 

resultierenden Regelungen zu beeinflussen. Ihr Han-

deln kann dabei legal oder illegal, konventionell oder 

unkonventionell, organisiert oder spontan sein.  

Politisches Handeln ist daher weit mehr als das Han-

deln des Staates durch seine Vertreter und Institutio-

nen. Politisch Handeln kann jeder Einzelne/jede Ein-

zelne nicht nur als Wähler oder Mitglied einer Partei, 

sondern auch als Meinungsbildner bei politischen 

Diskussionen, als Konsument durch bewusste Kau-

fentscheidungen oder als Aktivist in einer NGO. Wich-

tigste Voraussetzung ist das Ziel der Veränderung 

allgemein verbindlicher Regelungen und Aktivitäten, 

die über den privaten Bereich hinauswirken.  

Akteure politischen Handelns 

Je dichter vernetzt eine Gesellschaft und je vielschich-

tiger ihre Arbeitsteilung, desto größer ist der Bedarf 

nach langfristigen politischen Steuerungseinrichtun-

gen, die allgemein Institutionen genannt werden. In 

einer komplexen, arbeitsteiligen Gesellschaft können 

sich Bürger nicht mehr um alle Entscheidungsfindun-

gen selbst kümmern. Daher entstand die Idee der 

repräsentativen Demokratie, bei der diese Aufgaben 

an gewählte Repräsentanten übertragen werden. Das 

Volk im Sinne der Wahlberechtigten spielt dabei eine 

große Rolle für die Legitimität von Macht, auch in der 

österreichischen Bundesverfassung ist in Art. 1 B-VG 

festgelegt, dass das Recht vom Volke ausgeht. 

Die Schaffung von gesetzlichen Normen als das wich-

tigste politische Handlungsinstrument in einer Demo-

kratie findet so seinen Ausgangspunkt bei der Bevöl-

kerung, die durch nach bestimmten Kriterien (allge-

mein, gleich, frei) durchgeführte Wahlen ihre Macht 

übertragen. 

Kennzeichnend für eine Demokratie ist aber auch die 

Idee der Gewaltenteilung. Am wichtigsten sind hier 

drei Erscheinungsformen: Bei der horizontalen Gewal-

tenteilung kontrollieren sich die gesetzgebende Legis-

lative (Parlamente), die vollziehende Exekutive (Mini-

sterien und Bürokratie) sowie die rechtssprechende 

Judikative (Gerichte) gegenseitig und verhindern so 

Machtmissbrauch. Bei der vertikalen Gewaltenteilung 

arbeiten die verschiedenen Ebenen der Politik wie 

Gemeinden, Bundesländer, Nationalstaat und  Euro-

päische Union zusammen. Die zeitliche Gewaltentei-
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lung schließlich sieht einen periodischen Wechsel von 

Regierungs- und Oppositionsrolle für einzelne Par-

teien vor. 

Die Bevölkerung ist an allen Gewalten und in allen 

Ebenen beteiligt. Das zentralste Instrument dabei sind 

Wahlen. So werden in Österreich sowohl Vertreter in 

die Legislative gewählt (Landtag, Nationalrat und Eu-

ropäisches Parlament) als auch Organe der Exekutive 

(Bundespräsident, Gemeinderat, in manchen Bundes-

ländern auch Bürgermeister). Über ein Volksbegehren 

hat die Bevölkerung die Möglichkeit einen Gesetzes-

antrag in den Nationalrat bzw. in Landtage einzubrin-

gen. Beiräte und andere Beteiligungsverfahren dienen 

zur Beratung der Verwaltung. Laienrichter in Form von 

Schöffen und Geschworenen sind eine Form der Parti-

zipation des Volkes bei der Rechtsprechung. 

Verschiedene Demokratiemodelle 

In den verschiedenen Modellen der Demokratie hat 

die Beteiligung der Bevölkerung unterschiedliche 

Funktionen. In einer repräsentativen Ausprägung 

wählt das Volk (im Sinne aller Wahlberechtigten) seine 

Vertreter in Parlamente und andere Funktionen und 

überträgt ihnen durch diesen Akt die Berechtigung, 

stellvertretend Entscheidungen zu treffen. Mit den 

Instrumenten der direkten Demokratie (Volksab-

stimmung, Volksbefragung und Volksbegehren) trifft 

die Bevölkerung (wieder eingeschränkt auf alle Wahl-

berechtigten) die Entscheidung an Stelle der gewähl-

ten Repräsentanten. Hier kann nochmals unterschie-

den werden zwischen Formen, mit denen sich die 

Bevölkerung über den Willen der politischen Vertreter 

hinwegsetzen kann (Volksabstimmung) oder wo es 

sich nur um eine Empfehlung handelt (Volksbefragung 

und Volksbegehren). Ebenso unterscheiden sich ple-

biszitäre von basisdemokratischen Ausprägungen 

durch die Art ihrer Initiierung. Entscheiden bei der 

erstgenannten Form bereits gewählte Mandatare 

über die Durchführung und Art einer Befragung 

(Volksabstimmung, Volksbefragung), so werden im 

zweiten Falle die Bürger selbst aktiv (Volksbegehren). 

In der Schweiz zum Beispiel kann die Bevölkerung 

gegen den Willen des Parlaments eine Volksbefragung 

durchsetzen. Diese Möglichkeit eines Initiativreferen-

dums existiert in Österreich nur in einigen Bundeslän-

dern. 

Bei partizipativen oder deliberativen1 Formen schließ-

lich ist die Bevölkerung nicht erst in die Entscheidung 

selbst eingebunden, sondern in den Beratungsprozess 

vorher. In diesem vorparlamentarischen Raum verfas-

sen zufällig ausgewählte Bürger, deren Kreis nicht 

notwendigerweise auf alle Wahlberechtigten einge-

schränkt werden muss, eine Art Gutachten. Über das 

Ausmaß und die Art der Umsetzung dieser Bürgergut-

achten entscheiden anschließend die gewählten Re-

präsentanten. Die Beratung der Bürger findet dabei 

thematisch und zeitlich eingegrenzt in einem Work-

shop statt und beinhaltet keine Verpflichtungen dar-

über hinaus.  

Alle drei Formen der Demokratie sind nicht aus-

schließlich zu sehen, sondern ergänzen sich je nach 

Aufgabe, Thema und Ausgangslage. Sowohl in den 

Gemeinden, auf Landes- oder Bundesebene als auch 

auf europäischer Ebene lassen sich alle drei Formen 

mit all ihren Beteiligungsmöglichkeiten finden. Je nach 

Art des Konflikts bzw. nach geforderter Lösung kann 

daher politisches Handeln durch Wahlen, Instrumente 

                                                           
1 Die partizipative oder deliberative Demokratie be-

tont öffentliche Diskurse, öffentliche Beratung, die 

Teilhabe der BürgerInnen an öffentlicher Kommunika-
tion und das Zusammenwirken von Deliberation und 

Entscheidungsprozess. Deliberation bedeutet Berat-

schlagung bzw. Überlegung. Joseph M. Bessette präg-

te  it sei e  Werk „Deli erati e De o ra “ 
den Begriff deliberative Demokratie, dessen wesentli-

ches Kennzeichen der öffentliche Diskurs über alle 

politischen Themen ist und die politische Willensbil-

dung der Bürger in den Mittelpunkt stellt. Wichtige 

Theoretiker deliberativer Demokratie sind Jürgen Ha-

bermas und John Rawls.  
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der direkten Demokratie oder Bürgerbeteiligung zum 

Erfolg führen. Manchmal erreicht man Änderungen 

durch Partizipation innerhalb des politischen Systems, 

manchmal ist es erfolgreicher Druck von außen aus-

zuüben, was im Rahmen der Meinungs-, Presse- und 

Versammlungsfreiheit zu den garantierten Grundrech-

ten einer Demokratie gehört. Die meisten bereits vor-

handenen Möglichkeiten wie Petitionsrechte, Volks-

begehren und andere Instrumente der direkten De-

mokratie auf Gemeinde-, Landes- aber auch Bundes-

ebene wurden immer schon in geringem Ausmaß von 

der Bevölkerung wahrgenommen. Die Möglichkeiten 

durch Öffentlichkeit von außen Druck auf politische 

Entscheidungsträger auszuüben, sind durch das Inter-

net und neue soziale Medien in den letzten Jahren 

wesentlich erweitert worden. 

Verschiedene Bürgerrollen 

Damit diese theoretischen Möglichkeiten der Beteili-

gung von der Bevölkerung tatsächlich wahrgenommen 

werden, braucht es ein Verständnis über die eigene 

Rolle i erhal  des politis he  S ste s. „De okratie 
heißt, sich in die eigenen Angelegenheiten einmi-

s he “, ei te s ho  der S hriftsteller Ma  Fris h.2 

Demokratie braucht daher einen kritischen, einen 

mündigen und einen aktiven Bürger bzw. Bürgerin 

Die politische Bildung beschäftigt sich seit Ende der 

1990er Jahre mit verschiedenen Bürgerrollen. So ent-

spri ht der „reflektierte Zus hauer“ der klassis he  
repräsentativen Demokratie. Der Bürger sollte die 

Zusammenhänge politischen Handelns (vorwiegend 

der Parteien) verstehen, sie beurteilen und seine Auf-

gabe als Wahlberechtigter erfüllen, indem er die 

Ma ht a  A geord ete delegiert. Der „Akti ürger“ 
hingegen ist mit dieser passiven Rolle nicht zufrieden. 

Er strebt nach mehr Teilhabe durch möglichst breite 

und dauerhafte politische Beteiligung bei möglichst 

vielen Sachfragen, wie es in der direkten Demokratie 

vorgesehen ist.  Der Aktivbürger ist bereit, einen 

Großteil seiner Freizeit für politische Diskussionen und 

Gremien zu opfern. Da dies in einem komplexen eu-

ropäischen Mehrebenensystem dennoch nur in Gren-

zen möglich ist, wurde der T p des „i ter e tio sfähi-

ge  Bürgers“ e t i kelt. Er erke t, a  sei e poli-
tische Einmischung notwendig ist und wo und wie sie 

wirksam wird.3 Ein interventionsfähiger Bürger soll 

abschätzen können, wann er sich zurücklehnen darf 

und wann sein aktives Eingreifen notwendig ist bzw. 

zu welchen Instrumenten er greifen muss, um Erfolg 

zu haben. 

Den schwindenden gesellschaftlichen Integrations-

kräften von Parteien, Verbänden und Kirchen steht 

auf der anderen Seite eine sich entwickelnde Zivilge-

sellschaft mit neuen, unkonventionellen Partizipa-

tionsformen gegenüber. Viele schauen zu, manche 

engagieren sich dauerhaft in Organisationen, auch in 

Parteien, die meisten aber sind nur punktuell bereit 

politisch zu handeln. Motivation für dieses Aktivwer-

den ist oft persönliche Betroffenheit, wenn politische 

Entscheidungen die eigenen Interessen oder den ei-

genen Lebensbereich berühren. So einigen Proteste 

gegen Großprojekte schnell Bürger über alle ideologi-

schen Grenzen hinweg, allerdings finden diese spon-

tan entstehenden Gruppen nur selten eine gemein-

same Basis um aktiv politisch zu handeln. Dies ist an-

gesichts der Fragmentierung der Gesellschaft und des 

Parteienspektrums eine zentrale Herausforderung für 

die Politische Bildung: Wie bringt man Bürger zum 

politischen Handeln über das Verteidigen eigener 

Interessen hinaus? Gerade die Ankunft von Flüchtlin-

gen in Europa hat viele Menschen politisch handeln 

lassen, ein großer Teil allerdings nach dem NIMBY-

Prinzip. Diese Abkürzung steht für Not In My Backyard 

(wörtlich übersetzt: Nicht in meinem Hinterhof) und 

bedeutet die Weiterreichung von Problemen an ande-

re, ähnlich dem St. Florians-Prinzip. Die Proteste der 

sogenannten Wutbürger werden oft mit diesem Kür-

zel verknüpft, da es auch bei ihnen meist nur um die 

Verteidigung ihrer lokal begrenzten Partikular-

interessen geht. Wie aber können Menschen dazu 
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bewegt werden, sich für das allgemeine Wohl, für die 

Interessen der Gesamtgesellschaft einzusetzen? 

Formen politischen Handelns 

Formen politischen Handelns im engeren Sinn sind in 

einer repräsentativen Demokratie überwiegend Wah-

len, in einer direkten Demokratie Abstimmungen. 

Beides sind konventionelle oder institutionalisierte 

Partizipationsformen, was bedeutet, dass sie von der 

Verfassung vorgesehen sind. Zu dieser Gruppe werden 

auch Mitgliedschaften in Parteien oder Verbänden 

sowie ehrenamtliches Engagement in Vereinen und 

Bürgerinitiativen gezählt. Ebenso konventionell, aber 

weniger dauerhaft organisiert sind das Einreichen von 

Petitionen, die Beteiligung an Diskussionen, die Be-

reitschaft zur Information über das politische Gesche-

hen bzw. die Teilnahme an Planungsprozessen oder 

Bürgerräten. 

Zu den unkonventionellen Formen der Beteiligung 

gehören Demonstrationen, Boykott-Aktionen, Blocka-

den, Unterschriftenaktionen, Flashmobs usw. Hier ist 

die Grenze zwischen legalen und illegalen Formen oft 

fließend, vor allem wenn es sich um Protestmaßnah-

men handelt. Appellative Proteste wie Unterschriften-

sammlungen sind legal, ebenso demonstrative Protes-

te wie Kundgebungen und Mahnwachen, wenn sie 

behördlich angemeldet sind. Konfrontative Proteste 

wie Blockaden, Besetzungen oder gar gewalttätige 

Proteste wie Sachbeschädigungen oder Angriffe auf 

Personen sind dies selbstverständlich nicht. Ebenso 

unkonventionell sind Formen des zivilen Ungehor-

sams, wie sie Mahatma Gandhi in seinem Kampf um 

die Unabhängigkeit Indiens von Großbritannien prak-

tizierte. Beim zivilen Ungehorsam werden Gesetze, die 

als ungerecht eingeschätzt werden, bewusst und öf-

fentlich übertreten. So ging ein Grazer Pfarrer in der 

Innenstadt betteln, um auf das in seinen Augen unge-

rechte Bettelverbot der Stadt aufmerksam zu machen.  

Bei den deliberativen Formen der Beteiligung wie dem 

Bürgerrat, der Zukunftswerkstatt oder dem Bürger-

haushalt findet der Übergang von unkonventionell zu 

konventionell gerade statt. So hat der Vorarlberger 

Landtag 2013 beschlossen, Bürgerräte in der Landes-

verfassung zu verankern. Seither können der Landtag, 

die Landesregierung aber auch 1.000 teilnahmebe-

rechtigte Bürger diesen beratenden Beteiligungspro-

zess starten.  

Das Internet und neue soziale Medien erlauben es 

heute jedem einzelnen, mit seinen Botschaften ein 

beinahe unbegrenztes Publikum zu erreichen. So hat 

eine Schülerin in Deutschland mit ihrem Tweet "Ich 

bin fast 18 und hab keine Ahnung von Steuern, Miete 

oder Versicherungen. Aber ich kann 'ne Gedichts-

analyse schreiben. In 4 Sprachen" eine rege politische 

Debatte über das Schulsystem ausgelöst. Dieses Bei-

spiel zeigt, dass die Macht des Einzelnen zwar enorm 

gestiegen ist, aber der tatsächliche Erfolg von nicht 

beeinflussbaren Zufällen abhängt, etwa ob das Thema 

von Medien und Bürgern aufgenommen und disku-

tiert wird.  

Erfolgsfaktoren politischen Handelns 

Entscheidend für den Erfolg politischen Handelns aus 

Sicht der Bevölkerung und des Einzelnen ist die Beein-

flussung von Entscheidungen, die meist von politi-

schen Entscheidungsträgern getroffen werden. Dazu 

ist es notwendig, die Logik der Politik und der Medien 

zu verstehen. Denn meist ist es nicht möglich, Politiker 

direkt bei ihrer Meinungsbildung zu beeinflussen, 

sondern dies geschieht über massenmediale Öffent-

lichkeit. Wer Erfolg haben will, muss in einer Demo-

kratie die Meinung der Mehrheit auf seine Seite brin-

gen oder zumindest die Mehrzahl von politischen 

Entscheidungsträgern überzeugen. Aktive Bürger sind 

demnach nichts anderes, als Lobbyisten für eine be-

stimmte Sache. Dabei können Faktoren wie Fach- 
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wissen, Zugänge zu Personen oder der Einfluss auf die 

öffentliche Meinung entscheidend sein.  

Notwendige Kompetenzen sind dabei das Erkennen 

und Artikulieren der eigenen Interessen, die Fähigkeit 

zu argumentieren und zu verhandeln sowie der Wille 

zur Entscheidung und deren Umsetzung. 

Aktive Bürger sind das Ziel jeder Politischen Bildung. 

Mündige Bürger, die in der Lage sind, sich zu informie-

ren, selbstständig Urteile zu fällen, ihre Interessen zu 

artikulieren, sich mit anderen Bürgern zu organisieren. 

Alles das sind Voraussetzungen für Partizipation und 

politisches Handeln. Die wichtigste Zutat lautet aller-

dings Selbstwirksamkeit. Nur wer erfährt, dass eige-

nes Tun auch Auswirkungen auf das Umfeld hat, wird 

längerfristig motiviert sein, sich politisch zu engagie-

ren und zu handeln. Konkret bedeutet das, dass alles 

Wissen und Können rund um Politik begleitet sein 

muss von konkreten Möglichkeiten, Ideen umzuset-

zen. In einer Demokratie beginnt dies nicht bei den 

staatlichen Institutionen, sondern im Alltag. Eine de-

mokratische Herrschaftsform funktioniert nur, wenn 

möglichst viele Lebensbereiche demokratisch organi-

siert sind und alle Beteiligten auch Aussicht auf Erfolg 

ihres politischen Handelns haben. Dies betrifft die 

Familie ebenso wie die Schule, den Betrieb oder diver-

se Freizeitvereine. Demokratie-Lernen findet in jeder 

Situation statt, und Bildung hat die Aufgabe, dass Par-

tizipation nicht nur Eliten vorbehalten bleibt. 

Urteil über politisches Handeln 

Politisches Urteilen ist generell die am meisten ver-

breitete politische Handlung von Bürgern, vor allem in 

einer repräsentativen Demokratie. Stetig wird das 

politische Handeln von Politikern, Parteien, Interes-

senvertretungen wie Gewerkschaften oder Kammern, 

diverser Organisationen oder anderer Bürger vergli-

chen und abgeschätzt. Politische Urteile beziehen sich 

dabei auf reales politisches Geschehen, aber auch auf 

Programme, Ideen oder Lösungsvorschläge.  

Parteien können insbesondere auf drei Arten Han-

deln: Erstens organisieren sie den parlamentarischen 

und administrativen Prozess, das heißt sie beschließen 

Gesetze und führen diese aus. Zweitens entscheiden 

politische Repräsentanten über die Verteilung von 

öffentlichen Geldern, etwa in Form von Förderungen 

oder durch die Durchführung von Infrastrukturmaß-

nahmen wie Bau von Straßen, Schulen, Krankenhäu-

sern oder Museen. Drittens agieren Politiker in vielen 

Situationen symbolisch, indem sie Kraft ihrer Positio-

nen und Funktionen Richtlinien für unser soziales Ver-

halten vorgeben. So ist es für den Erfolg von Integrati-

onsmaßnahmen von Asylwerbern in Gemeinden ent-

scheidend, ob der Bürgermeister diesen positiv oder 

negativ gegenübersteht. 

Um politisches Handeln beurteilen zu können, sei es 

das von Politikern, Parteien, Interessensorganisa-

tionen oder auch von Bürgern, ist die Frage nach dem 

Cui bono? (lateinisch für Wem zum Vorteil?) sehr hilf-

reich. Demnach kann unterschieden werden, ob das 

Handeln der Person selbst (etwa zum Machterhalt, 

zum Erhalt der Position) nützt, ob es der Partei einen 

Vorteil zum Beispiel bei der nächsten Wahl bringt, ob 

es einer kleinen Gruppe von Personen oder ob es der 

Gesellschaft im Sinne einer Erhöhung des Gemein-

wohls dient.  

Der Politikwissenschafter Peter Massing hat ein Raster 

der politischen Urteilskriterien erstellt. Er unterschei-

det zwischen der Sichtweise des politischen Akteurs, 

der Sichtweise des von Politik Betroffenen und der 

Sichtweise des politischen Systems nach den beiden 

Kriterien Effizienz und Legitimität.  
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Rationalitäts-

kriterium 

Sichtweise des politischen 

Akteurs 

Sichtweise des von Politik 

Betroffenen 

Sichtweise des politischen 

Systems 

Effizienz (Zweckratio-

nalität) 

Erfolgreicher Einsatz der 

eigenen Machmittel? 
Wahl der richtigen Strate-

gie? 

Volle Ausnutzung des 

Rechts und der Kompeten-

zen? 

Zutreffende Interpretation 

der Interessen der Be-

troffenen? 

Übereinstimmung mit dem 

eigenen Programm? 
Berücksichtigung der Ent-

scheidungsfolgen? 

Erhöhung der eigenen 

Wahlchance? 

Berücksichtigung der eige-

nen Interessenlage? 
Erhöhung des individuellen 

Nutzens? 

Verringerung der individu-

ellen Lasten? 

Verbesserung des Verwal-

tungshandelns? 
Sparsamer Umgang mit 

öffentlichen Mitteln? 

Stabilisierung der politi-

schen Ordnung? 

Erhöhung der Folgebereit-

schaft der Bevölkerung? 

Legitimität (Wertrati-

onalität) 

Transparenz des Entschei-

dungsprozesses? 

Partizipation der Bevölke-

rung am Entscheidungs-

prozess? 

Gerechte Verteilung von 

Lasten und Wohltaten? 
Orientierung am Gemein-

wohl? 

Berücksichtigung der Ver-

fassungsprinzipien? 

Reagieren auf Interessen-

artikulation seitens der 

Bevölkerung? 

Transparenz des Entschei-

dungsprozesses Chancen 

auf Mitbestimmung? 

Zumutbarkeit unter Ge-
rechtigkeitsgesichtspunk-

ten? Förderung der indivi-

duellen Entfaltung? 

Förderung des Gemein-

wohls? Berücksichtigung 

der Verfassungsprinzipien? 

Beachtung der Zukunft des 

Gemeinwesens? 

Quelle: Massing (1997) zit.n. Detjen (2007), 37.

 

Konsequenzen für die Politische Bildung 

Politisches Wissen, politisches Interesse und politi-

sches Selbstbewusstsein sind nach Massing die Vo-

raussetzungen für politisches Handeln.4 Der Mensch 

wird dabei für fähig gehalten, sein Leben in eigener 

Verantwortung zu gestalten und seine Interessen und 

Ideen mit anderen auszugleichen. Das bedeutet, er 

kann seine eigenen Interessen und Ideen öffentlich 
artikulieren. Der  Mensch ist fähig, sein  Handeln  über  

die eigenen Interessen und Ideen hinaus mit rechtfer-

tigenden Gründen zu versehen, um den oder die An-

deren zu überzeugen und sein Handeln gegen Kritik 

und gegen Einwände abzusichern, d. h. zu argumen-

tieren. Der Mensch ist in einem weiteren Schritt fähig, 

sich die Anforderungen anderer anzuhören und sich 

mit diesen zielorientiert auseinanderzusetzen, das 
heißt er kann verhandeln. 
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Als letzter Schritt soll der Mensch möglichst umfas-
send an den Entscheidungen für die Gesamtheit ver-

antwortlich mitwirken.5 
 

Sind diese Voraussetzungen gegeben und gekoppelt 

an Erfahrungen des Erfolges, der Selbstwirksamkeit, 

werden Menschen ihre verschiedenen Bürgerrollen 

wahrnehmen. Sowohl bei den konventionellen For-

men wie Wahlen und Abstimmungen als auch bei 

unkonventionellen Möglichkeiten, sei es individuell 

durch Meinungsäußerung oder organisiert in Verbän-

den und Vereinen, unabhängig von der Ebene – von 

der lokalen Gemeinschaft vor Ort bis hin zu globalen 

Weltgesellschaft. 

 

 

 

                                                           
1 Vgl. Bernauer Thomas u.a. (2013). Einführung in die Politikwissenschaft, Nomos: Baden-Baden.  
2 Siehe http://www.politische-bildung-brandenburg.de/node/6459.  
3 Vgl. Ackermann, Paul/Ragnar Müller (2015). Bürgerhandbuch, Wochenschau Verlag: Schwalbach/Ts, 20f. 
4 Vgl. Massing, Peter (). Politisches Handeln – Versuch einer Begriffsklärung, in: 257-270.  
5 Vgl. ebd., 261. 
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Damit der Text gut verständlich ist, wurde für alle Funktionsbezeichnungen die männliche Form gewählt. Das entspricht mehr-

heitlich der aktuellen Situation. In einer Demokratie sollte es jedoch Ziel sein, dass in allen Positionen sowohl Männer als auch 

Frauen sowie Personen aller Altersgruppen vertreten sind. 

 

http://www.politische-bildung-brandenburg.de/node/6459

